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UNTERNEHMER

1. Ubergang der Steuerschuldnerschaft im Dreiecksgeschéft:
Keine rickwirkende Berichtigung bei fehlendem Hinweis

Der Europdische Gerichtshof (EuGH) hat in einem 6Osterreichischen Vorabentscheidungsersuchen zu den
Auswirkungen eines fehlenden Hinweises auf die ,Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfangers* bei
Dreiecksgeschaften entschieden. Nach seiner Auffassung kann ein fehlender Hinweis auf den Ubergang
der Steuerschuldnerschaft nicht rickwirkend korrigiert werden. Fir den Zwischenhéndler eines
innergemeinschaftlichen Dreiecksgeschéafts kann dies insbesondere dann erhebliche Auswirkungen haben,
wenn er die Steuerschuld nicht mehr auf seinen Abnehmer abwélzen kann.

Im zugrundeliegenden Urteilsfall lieferte eine dsterreichische Gesellschaft Luxusfahrzeuge im Rahmen eines
Reihengeschéafts aus dem Vereinigten Konigreich (zum Zeitpunkt des Streitfalls noch Teil der EU) nach
Tschechien. Um eine umsatzsteuerliche Erfassung in Tschechien zu vermeiden, wollte die Gesellschaft die
Vereinfachungsregelung fir innergemeinschaftliche Dreiecksgeschafte anwenden. Ihre Rechnungen
enthielten jedoch keinen Hinweis auf den Ubergang der Steuerschuldnerschaft, sondern lediglich die Angabe
.Steuerfreies innergemeinschaftliches Dreiecksgeschéft. Der EuGH vertrat die Auffassung, dass der
tschechische Leistungsempfanger nicht wirksam als Steuerschuldner bestimmt worden sei. Eine
rickwirkende Korrektur der Rechnungen lehnte er ab. Eine Rechnung kénne nicht spater durch Erganzung
eines Hinweises darauf berichtigt werden, dass diese Rechnung ein innergemeinschaftliches
Dreiecksgeschéaft betreffe und dass die Steuerschuld auf den Empfanger der Lieferung tbergehe.

Hinweis: In der Praxis stellt die umsatzsteuerliche Behandlung von Reihengeschéaften Unternehmen vor
grof3e Herausforderungen. Zur Vermeidung der umsatzsteuerlichen Registrierung des Zwischenhandlers
spielt die Anwendung der Vereinfachungsregelung fiir innergemeinschaftliche Dreiecksgeschéafte eine
wesentliche Rolle. Diese ist jedoch an hohe Anforderungen gekniipft. Sie ist nicht anwendbar, wenn die
Rechnung des mittleren Unternehmers keinen Hinweis auf die Steuerschuldnerschaft des letzten
Unternehmers enthalt.

2. Online-Plattformen und Mehrwertsteuer:
Wer erbringt an wen die Dienstleistung?

Der Influencer- und Streaming-Markt ist in den letzten Jahren massiv gewachsen. So kénnen Fans
beispielsweise die von Influencern auf Online-Plattformen hochgeladenen Fotos oder Videos durch einzelne
Zahlungen oder durch Abschluss von Abos erwerben, dem Influencer folgen, Videos in Echtzeit streamen oder
auch Trinkgelder (fir die sie im Gegenzug keine Leistung in Form von Inhalten erhalten) geben.
Umsatzsteuerlich ist fraglich, wer in solchen Féllen an den Fan leistet und damit die Umsatzsteuer
schuldet: der Influencer selbst oder die Online-Plattform? Der Europaische Gerichtshof (EuGH) hat sich in
einem aktuellen Urteil mit dieser Frage beschaftigt.
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Fenix International betreibt die Online-Plattform ,Only Fans". Auf dieser Plattform kénnen Influencer unter
ihrem Profil Fotos oder Videos einstellen. Fans erhalten gegen Bezahlung Zugang zu diesem Profil. Fenix
stellt auch die Anwendung zum Einzug und zur Verteilung der von den Fans geleisteten Zahlungen bereit,
behalt 20 % aller an einen Influencer gezahlten Betrage fir die Dienstleistung des Portals als Vergiitung ein
und stellt diesem den entsprechenden Betrag in Rechnung. Auf diesen Betrag erhebt sie Mehrwertsteuer.

Die britische Steuer- und Zollverwaltung war jedoch der Ansicht, dass Fenix Mehrwertsteuer auf den
gesamten von einem Fan erhaltenen Betrag abfiihren misse, da das Unternehmen im eigenen Namen tatig
sei. Gegen die Steuerbescheide fir die Jahre 2017 bis 2020 klagte Fenix. Noch vor Ende des Brexit-
Ubergangszeitraums rief das britische Gericht den EuGH an, um die Giiltigkeit der maRgeblichen Bestimmung
der Durchfiihrungsverordnung zur Mehrwertsteuersystem-Richtlinie (MwStSystRL) klaren zu lassen.

Nach Auffassung des EuGH ist die Bestimmung der Durchflihrungsverordnung giltig. Der Rat habe sich
darauf beschrankt, die MwStSystRL lediglich zu prazisieren, ohne sie zu erganzen oder zu &ndern. Ein
Steuerpflichtiger, der sich an der Erbringung einer elektronischen Dienstleistung beteilige und dabei die
Erbringung der Dienstleistungen genehmigen oder ihre Abrechnung autorisieren oder auch die allgemeinen
Bedingungen ihrer Erbringung festlegen dirfe, koénne einseitig wesentliche Gesichtspunkte im
Zusammenhang mit der Dienstleistung festlegen. Unter diesen Umstanden sei Fenix zu Recht als
Dienstleistungserbringer im Sinne der MwStSystRL anzusehen.

Hinweis: Das Urteil ist auch aus deutscher Sicht bedeutsam. Plattformen sollten priifen, ob sie ebenfalls
als Dienstleistungskommissionar im B2C-Bereich tatig werden und ihre Rechnungsstellung entsprechend
angepasst werden muss.

3. Neues aus Luxemburg:
Minderung der Bemessungsgrundlage wegen Uneinbringlichkeit

Der Europaische Gerichtshof (EuGH) hat zur Minderung der Bemessungsgrundlage wegen Uneinbringlichkeit
von Forderungen Stellung genommen.

Klagerin des Ausgangsverfahrens ist die in Ungarn ansassige Gesellschaft Euler Hermes, die im
Versicherungswesen tatig ist und sich im Rahmen eines Versicherungsvertrags verpflichtet, eine
Entschadigung an ihre Versicherten zu zahlen, falls deren Kunden eine bestimmte Forderung nicht
begleichen. Dabei belauft sich der Entschadigungssatz auf 90 % des Werts der nichtbeglichenen Forderung
zuzuglich Mehrwertsteuer. Nach dem Vertrag werden im Zuge dieser Entschadigung ein entsprechender Tell
der Forderung sowie alle dem Versicherten zustehenden Rechte an Euler Hermes abgetreten. Letztere wird
mit der zuvor von den Versicherten an den Fiskus abgefihrten, aber von diesen an ihre Kunden abgewalzten
und von ihnen nichtbeglichenen Mehrwertsteuer belastet.

Die Forderungen sind zum Zeitpunkt inrer Ubertragung auf Euler Hermes noch nicht als uneinbringlich erachtet
worden, sondern erst nach dieser Ubertragung endgiiltig uneinbringlich geworden.

Strittig ist, ob Euler Hermes Anspruch auf die Erstattung der Mehrwertsteuer hat. Die Klagerin hat den
Kunden eine Entschadigung gezahlt, die 90 % des Betrags der fraglichen Forderung zuziiglich Mehrwertsteuer
betrug. Hieran zeigt sich, dass dieser Teil der Forderung von den Kunden als Gegenleistung der fraglichen
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steuerbaren Umsatze vereinnahmt wurde. Die Kunden kénnen fir diesen Betrag keinen Anspruch auf
Verminderung der Steuerbemessungsgrundlage fir die Mehrwertsteuer geltend machen.

Es ist nicht davon auszugehen, dass im Hinblick auf das Mehrwertsteuerrecht der EU ein Versicherer wie
Euler Hermes als derjenige Steuerpflichtige bestimmt werden kann, der eine Verminderung der
Mehrwertsteuerbemessungsgrundlage verlangen kann. Dies verstieRe gegen den Grundsatz der steuerlichen
Neutralitat, da die abgefiihrte Mehrwertsteuer nicht genau zu dem Preis proportional ware, den die Kunden
tatséchlich erhalten haben.

Hinweis: Bitte sprechen Sie uns an, wenn Sie Fragen zu diesem Thema haben. Wir beraten Sie gern.

4. Pensionszusagen unter Vorbehalt:
Uneingeschrankte Widerrufsvorbehalte schliel3en Rickstellungsbildung aus

Enthalt eine Pensionszusage einen Vorbehalt, nach dem die Pensionsanwartschaft oder Pensionsleistung
gemindert oder entzogen werden kann, ist die Bildung einer Pensionsriickstellung steuerrechtlich nur in eng
begrenzten Fallen zuléssig. Dies geht aus einem neuen Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) hervor.

Verhandelt worden war vor dem BFH ein Fall, in dem ein Arbeitgeber eine betriebliche Altersversorgung fiir
seine Mitarbeiter eingefihrt und fir die hieraus resultierenden Verpflichtungen sogenannte
Pensionsriickstellungen gebildet hatte. Einzelheiten hierzu waren in einer Betriebsvereinbarung geregelt. Die
Hohe der Versorgungsleistungen ergab sich aus sogenannten Versorgungsbausteinen, die aus einer
.1ransformationstabelle” abzuleiten waren. Der Arbeitgeber hatte sich vorbehalten, diese
Transformationstabelle einseitig ersetzen zu kénnen. Wegen dieses Vorbehalts erkannte das Finanzamt die
Pensionsriickstellungen nicht an, so dass es in den jeweiligen Jahren zu Gewinnerhthungen kam.

Auch der BFH war der Ansicht, dass die Rickstellungen aufgrund des umfassenden Vorbehalts nicht
gebildet werden durften. Die Bildung einer Pensionsriickstellung ist nach Auffassung des Gerichts
steuerrechtlich nur zulassig, wenn der Vorbehalt ausdriicklich auf eine nach der arbeitsgerichtlichen
Rechtsprechung anerkannte, eng begrenzte Fallkonstellation bezogen ist, die nur ausnahmsweise eine
Minderung oder einen Entzug der Pensionsanwartschaft oder Pensionsleistung gestattet. Demgegeniber
seien uneingeschrankte Widerrufsvorbehalte, deren arbeitsrechtliche Giiltigkeit oder Reichweite zweifelhaft
oder ungeklart ist, steuerrechtlich nicht zulassig. Im vorliegenden Fall lag ein solcher uneingeschrankter
Widerrufsvorbehalt vor, da dieser eine Anderung der Pensionszusage in das Belieben des Arbeitgebers
gestellt hatte. Der Vorbehalt war damit keiner in der arbeitsgerichtlichen Rechtsprechung anerkannten
Fallgruppe zuzuordnen.

5. Soll-Besteuerung:
Aufgeschobene Falligkeit schiebt Umsatzsteuerentstehung nicht hinaus

Die Umsatzsteuer entstehtin der Regel mit Ablauf des Voranmeldungszeitraums, in dem die jeweilige Leistung
ausgefiihrt worden ist (Berechnung der Steuer nach vereinbarten Entgelten). Die Steuerschuld wird in
diesem Fall also bereits auf Betrage berechnet, die das Unternehmen noch gar nicht erhalten hat.
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Hinweis: Da diese sogenannte Soll-Besteuerung die Liquiditdt bedrohen kann, durfen kleinere
Unternehmen eine Sonderregelung nutzen und die Umsatzsteuer unter gewissen Voraussetzung auf
Antrag nach vereinnahmten Entgelten berechnen (Ist-Besteuerung). Die Steuerschuld entsteht dann erst,
wenn das Entgelt tatsachlich vereinnahmt ist.

Nach einem neuen Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) miissen Leistungen im Fall der Soll-Besteuerung auch
dann bereits mit Leistungsausfiihrung versteuert werden, wenn das Entgelt aufgrund einer Vereinbarung
mit dem Leistungsempfanger unter Bedingungen und zeitverzogert fallig wird.

Im zugrundeliegenden Fall hatte ein Generalunternehmer eine Photovoltaikanlage errichtet und mit dem
Kunden vereinbart, dass das Entgelt hierfir nur insoweit zur Zahlung féallig wird, wie es vom Kunden aus den
laufenden Einnahmen der Stromeinspeisung beglichen werden kann. Im Jahr 2011 stellte das
Generalunternehmen eine erste Rechnung tber 450.000 € zuzlglich Umsatzsteuer aus. Der Kunde zahlte
daraufhin nur 77.350€, da nur in dieser Hohe Einspeisevergitungen geflossen waren. Das
Generalunternehmen wollte seine Umsatzsteuer fir 2011 auf Grundlage des tatsachlich vereinnahmten
Betrags berechnen, obgleich es an die Soll-Versteuerung gebunden war. Das Finanzamt ging allerdings davon
aus, dass die Umsatzsteuer auf die vollen 450.000 € zu zahlen war.

Der BFH gab dem Finanzamt recht und urteilte, dass die Umsatzsteuer auch dann bei Leistungsausfiihrung
entsteht (ohne Steuerberichtigung), wenn der Unternehmer mit dem Kunden vereinbart, dass das Entgelt nur
insoweit geschuldet wird, als es durch Einnahmen aus der Stromeinspeisung beglichen werden kann. Aus
dem EU-Recht folgt, dass die Soll-Besteuerung nicht dergestalt einzuschranken ist, dass der Unternehmer
nur bereits fallige Entgeltanspriiche zu versteuern hat.

Hinweis: Im Ergebnis musste der Generalunternehmer also fiir das Jahr 2011 eine Umsatzsteuer von
85.500 € (19 % auf 450.000 €) an das Finanzamt abfiihren, obwohl er fir die zugrundeliegende Leistung
nur 77.350 € vereinnahmt hatte.

6. Kurzfristige Beherbergung:
Auch die Vermietung von Wohncontainern unterliegt ermaligter Umsatzsteuer

Wer Wohnungen oder Hauser vermietet, muss auf seine Umsatze regelmafig keine Umsatzsteuer zahlen,
da aufgrund einer dauerhaften Vermietung eine Steuerbefreiung nach dem Umsatzsteuergesetz greift. Anders
liegt der Fall bei einer Vermietung von Campingflachen oder Wohn- und Schlafraumen, die der
kurzfristigen Beherbergung von Fremden dienen - diese Umsatze sind steuerpflichtig und unterliegen einem
ermafigten Umsatzsteuersatz von 7 %.

Der Bundesfinanzhof (BFH) ist kiirzlich der Frage nachgegangen, ob auch bei der kurzfristigen Vermietung
von mobilen Wohncontainern der erméaRigte Umsatzsteuersatz angewandt werden darf oder der regulére
Umsatzsteuersatz von 19 % zugrunde gelegt werden muss. Geklagt hatte ein Landwirt, der fiir seinen Spargel-
und Beerenanbau saisonal rund 100 Erntehelfer beschéaftigte, an die er zugleich Raume in mobilen
Wohncontainern vermietete. Die Dauer der Mietverhaltnisse betrug langstens drei Monate. Die Container
waren nicht in das Erdreich eingelassen, sondern standen lediglich auf Steinsockeln und waren Gber
gepflasterte Wege zu erreichen. Der Landwirt versteuerte seine Vermietungsumsatze mit 7 %. Das Finanzamt
vertrat nach einer AuBenprifung die Auffassung, dass der regulare Umsatzsteuersatz von 19 % berechnet
werden misse, da die Steuersatzermafigung nur fir die kurzfristige Vermietung von Unterkiinften gelte, die
dauerhaft fest mit dem Grundstiick verbunden sind.
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Der BFH gestand dem Landwirt jedoch den ermaRigten Steuersatz von 7 % zu und urteilte, dass dessen
Anwendung nicht auf die Vermietung von Grundstiicken und mit diesen fest verbundenen Geb&uden
beschrankt ist. Auch die Vermietung von nicht ortsfesten Wohncontainern wird erfasst. Diese Auslegung
entspricht dem Unionsrecht.

Hinweis: Die Rechtsprechung ist nicht nur fir die Vermietung von Wohncontainern an Erntehelfer
relevant, sondern beispielsweise auch fiir die Vermietung von mobilen Containern als Notunterkiinfte oder
Aufnahmeeinrichtungen.

7. AuRerer Betriebsvergleich:
Amtliche Richtsatze kommen auf den Prifstand

Bei der Priifung von Betrieben nimmt das Finanzamt haufig Hinzuschatzungen vor, wenn es die korrekten
Besteuerungsgrundlagen nicht ermitteln kann. Eine zuldssige Schatzungsmethode ist dabei der sogenannte
auRere Betriebsvergleich, bei dem ein Vergleich mit den Ergebnissen anderer gleichartiger Betriebe
vorgenommen wird. Um die erklarten Umséatze und Gewinne des gepriften Betriebs mit ,Normalbetrieben” zu
vergleichen, greift das Finanzamt dann auf amtliche Richtséatze zuriick, die sich bei Prifungen anderer
gleichartiger Betriebe ergeben haben.

Ob diese amtlichen Richtsatzsammlungen Uberhaupt eine tragféhige Grundlage fiir Hinzuschatzungen
bilden koénnen, wird nun erstmalig vom Bundesfinanzhof (BFH) {berprift. Geklagt hatte ein
Diskothekenbetreiber, dessen Getrankeumsatze das Finanzamt im Zuge einer AuRenprifung mit einem der
Richtsatzsammlung entnommenen Rohgewinnaufschlagsatz von 300 % hochgerechnet hatte. Der Betreiber
zog gegen diese Hinzuschatzung vor den BFH und machte geltend, dass die amtlichen Richtsatze eine
statistisch untaugliche Stichprobe seien, da nur sechs Promille der Betriebe als Priifungsfalle Gberhaupt in
die Datensammlung einflieRen wirden.

Der BFH forderte nun das Bundesministerium der Finanzen (BMF) auf, dem Verfahren beizutreten. Die
Bundesrichter erklarten, dass ein anhand der amtlichen Richtsatzsammlung vorgenommener &auf3erer
Betriebsvergleich zwar eine anerkannte Schatzungsmethode ist, es bislang aber noch nicht héchstrichterlich
betrachtet wurde, nach welchen Grundlagen und Parametern die Richtsatze iberhaupt zustande gekommen
sind.

Hinweis: Das BMF muss nun also fur Transparenz sorgen und darlegen, wie die Richtsétze aufgestellt
werden. Der Ausgang des Verfahrens ist fir die Praxis hdchst relevant. Unternehmen, die derzeit
Hinzuschéatzungen auf Grundlage der amtlichen Richtsatze ausgesetzt sind, kdnnen Einspruch gegen ihre
Bescheide einlegen und sich auf das anhangige BFH-Verfahren berufen, um ihren Fall vorerst
verfahrensrechtlich offenzuhalten.
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8. EuGH zur Umsatzsteuer:
Preisgelder fur Turnierteilnahme mit fremden Pferden

Rein platzierungsabhéangige Preisgelder, die ein Turnierveranstalter den Teilnehmern zahlt, sind kein Entgelt
fir eine steuerbare Leistung. Das hatte der Européische Gerichtshof (EuGH) im Jahr 2016 entschieden. In
einem Vorabentscheidungsersuchen wollte der Bundesfinanzhof (BFH) wissen, ob das auch fir Preisgelder
gilt, die originar Pferdeeigentimern zustehen, die diese aber vereinbarungsgemal teilweise dem
Reitstallbetreiber fur die Unterbringung, Pflege und Ausbildung der Pferde und deren Einsatz bei
Turnieren weiterleiten. In diesem Fall liege eine Dienstleistung gegen Entgelt vor, so entschied der EUGH
in einem aktuellen Urteil.

Der Klager, ein professioneller Reiter, betrieb von 2007 bis 2012 einen Ausbildungsstall fiir Turnierpferde. Die
Eigentiimer UberlieBen ihm ihre Pferde und trugen die Kosten fiir den Unterhalt, die Turnierteilnahme, den
Transport, den Hufschmied und den Tierarzt. Der Klager ibernahm die Kosten fir die Unterstellung, Pflege
und Ausbildung der Tiere und setzte diese auf Turnieren im In- und Ausland ein. Seine eigenen Spesen trug
er selbst. Zusatzlich wurde vertraglich vereinbart, dass er von den Eigentimern jeweils die Halfte der
(grundsatzlich allein ihnen zustehenden) Sach- und Geldpreise erhalten sollte.

Das Finanzamt besteuerte die Turniererldse mit fremden Pferden mit dem Regelsteuersatz. Einspruch und
Klage hatten keinen Erfolg. Der BFH fragte aber beim EuGH an, ob die Preisgelder als Entgelt zu werten
sein kénnten. Das bejahte der EuGH in diesem Fall. Es liege eine einheitliche Leistung vor, die sich aus
Pflege, Unterbringung und Turnierteilnahme zusammensetze. Gehe man davon aus, dass die von den
Eigentiimern zu zahlenden Auslagen lediglich die Kosten des Stalls decken sollten, liege keine Gegenleistung
vor. Die anteiligen Gewinne kdnnten aber ein Entgelt darstellen. Die Abtretung zukinftiger Preisgelder sei
fest vereinbart worden. Die Ungewissheit, ob in einem Turnier ein so gutes Ergebnis erzielt werde, um eine
Ausschittung zu erhalten, stelle dabei die vertragliche Vereinbarung nicht in Frage. Fir den Reiter sei
vorhersehbar gewesen, welcher Betrag ihm bei einem Turnier - abhangig von der Platzierung - zugestanden
hatte.

Hinweis: Der EUGH grenzt explizit zu seinem Urteil aus 2016 ab. Danach lag eine gegen Entgelt erbrachte
Dienstleistung aufgrund der Pferdeiliberlassung durch seinen Eigentimer an den Veranstalter eines
Pferderennens zwecks Turnierteilnahme vor. Es wurde weder ein Antrittsgeld noch eine andere
unmittelbare Vergiitung gezahlt und nur die Eigentimer der Pferde erhielten mit einer erfolgreichen
Platzierung im Rennen ein Preisgeld.

9. Photovoltaikanlagen:
Finales BMF-Schreiben zum Nullsteuersatz

Die Lieferung und Installation bestimmter Photovoltaikanlagen unterliegt seit dem 01.01.2023 einem
Nullsteuersatz. Nachdem sich das Bundesfinanzministerium (BMF) am 26.01.2023 in einem Entwurf zu
Zweifelsfragen im Zusammenhang mit dieser Neuregelung geaul3ert hat, ist nun die endgliltige Fassung
ergangen. Im Vergleich zum Entwurf wurden noch einige Klarstellungen vorgenommen; grundlegende
Anderungen haben sich jedoch nicht ergeben.
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Durch das Jahressteuergesetz 2022 wurde ein neuer Absatz 3 in § 12 Umsatzsteuergesetz angefiigt. Dadurch
ermafigt sich die Steuer auf 0 % fir Lieferungen von Solarmodulen an den Betreiber einer Photovoltaikanlage,
einschlief3lich der fir den Betrieb einer Photovoltaikanlage wesentlichen Komponenten und der Speicher, die
dazu dienen, den mit Solarmodulen erzeugten Strom zu speichern, wenn die Photovoltaikanlage auf oder in
der Nahe von Privatwohnungen, Wohnungen sowie offentlichen und anderen Geb&uden, die fir dem
Gemeinwohl dienende Tatigkeiten genutzt werden, installiert wird.

Die Voraussetzungen gelten als erfill, wenn die installierte Bruttoleistung der Anlage laut
Marktstammdatenregister nicht mehr als 30 kWp betragt oder betragen wird. Diese Regelung ist am
01.01.2023 in Kraft getreten. Auch die Einfuhr, der innergemeinschaftliche Erwerb und die Installation
unterliegen dem Nullsteuersatz, wenn es sich um beglnstigte Solarmodule, Speicher oder wesentliche
Komponenten handelt.

Im ersten Teil des Schreibens stellt die Finanzverwaltung neben einer kurzen Einfihrung die Folgen fir die
unentgeltliche Wertabgabe aus einer Photovoltaikanlage sowohl fir Altanlagen (Lieferung bis zum
31.12.2022) als auch fur Neuanlagen (Lieferung ab dem 01.01.2023) dar. Im zweiten Teil werden Anderungen
und Erganzungen im Umsatzsteuer-Anwendungserlass vorgenommen, die wichtige Einzelfragen im
Zusammenhang mit der Neuregelung beantworten.

Beziiglich der Entnahme einer Altanlage halt das BMF jedoch an den Ausfiihrungen in seinem Entwurf fest.
Danach soll eine Entnahme nur mdglich sein, wenn mindestens 90 % des erzeugten Stroms fir
nichtunternehmerische Zwecke verwendet werden. Dies hatten die Verbande stark kritisiert und angeregt,
auf die 90-%-Grenze zu verzichten.

Hinweis: Die Grundsatze des Schreibens sind erstmals auf Umsatze anzuwenden, die nach dem
31.12.2022 ausgefiihrt werden. Eine Nichtbeanstandungsregelung gilt fir Miet- oder Leasing-
Sonderkonstellationen.

10. Spenden fur die Ukraine:
Keine Besteuerung unentgeltlicher Wertabgaben

Die Hilfsbereitschaft und die Solidaritat fiir Menschen, die vom Krieg in der Ukraine betroffen sind, unterstitzt
auch der deutsche Fiskus weiterhin mit steuerlichen MaRnahmen. Zur Vereinfachung der steuerlichen
Behandlung der Unterstitzungsmalinahmen erweitert das Bundesfinanzministerium (BMF) seine
Billigkeitsmalinahmen im Zusammenhang mit Spenden fiir die Ukraine. Unentgeltliche Leistungen zur
Reparatur kriegsbeschadigter Infrastruktur in der Ukraine sollen nicht zur Umsatzbesteuerung einer
unentgeltlichen Wertabgabe flihren. Der Vorsteuerabzug soll aber erhalten bleiben.

Bereits am 17.03.2022 hatte das BMF erste BilligkeitsmaRnahmen im Zusammenhang mit dem Ukraine-Krieg
beschlossen. Mit weiterem Schreiben vom 17.11.2022 wurden diese Malinahmen bis zum 31.12.2023
verlangert. Im aktuellen Schreiben vom 13.03.2023 werden diese MalRnahmen nun erganzt.

Danach sind unentgeltliche Wertabgaben, die unmittelbar die Reparatur von kriegsbeschadigter Infrastruktur
in der Ukraine zum Ziel haben, im Billigkeitswege bis zum 31.12.2023 nicht zu besteuern. Das beinhaltet die
unentgeltliche Bereitstellung von Baumaterialien, Baumaschinen, Personal und etwaigen
Transportleistungen.
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Wenn ein Unternehmer schon beim Leistungsbezug eine entsprechende Verwendung beabsichtigt, ist er
dennoch zum Vorsteuerabzug berechtigt. Die folgende unentgeltliche Wertabgabe wird im Billigkeitswege
nicht besteuert.

Hinweis: Das BMF tragt auch mit diesem neuen Schreiben den Unterstitzungsleistungen vieler
Unternehmen in Deutschland Rechnung, die sich fiir die vom Ukraine-Krieg Geschadigten einsetzen. Es
vereinfacht den steuerlichen Umgang mit diesen Leistungen.

11. Umsatzsteuer und Sozialflirsorge:
BMF passt seine Verwaltungsanweisung an

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat ein Schreiben zur Umsatzsteuerbefreiung flir eng mit der
Sozialfirsorge und der sozialen Sicherheit verbundene Leistungen ver6ffentlicht und damit seine
Verwaltungsanweisungen an die jiingste Rechtsprechung angepasst. Die umfassenden Anderungen des
Umsatzsteuer-Anwendungserlasses betreffen die Regelungen des § 4 Nr. 18 Umsatzsteuergesetz (UStG),
welche durch das Gesetz zur weiteren steuerlichen Forderung der Elektromobilitat und zur Anderung weiterer
steuerlicher Vorschriften zum 01.01.2020 neu gefasst wurden.

Das BMF nimmt Bezug auf Urteile des Bundesfinanzhofs, in denen Fragen zu den Leistungen eines
Menuservices, Leistungen im Rahmen des Jugendfreiwilligendienstes sowie des Betriebs von
Flachtlingsunterkiinften behandelt wurden. Zudem wird klargestellt, dass die Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 18
UStG dann nicht anwendbar ist, wenn fiir eine Leistung eine andere Steuerbefreiung als lex specialis vorgeht.

Umsatzsteuerfrei sind nach § 4 Nr. 18 UStG eng mit der Sozialfiirsorge und der sozialen Sicherheit
verbundene Leistungen, wenn diese Leistungen von Einrichtungen des 6ffentlichen Rechts oder anderen
Einrichtungen, die keine systematische Gewinnerzielung anstreben, erbracht werden. Etwaige Gewinne,
die trotzdem anfallen, durfen nicht verteilt, sondern missen zur Erhaltung oder Verbesserung der durch die
Einrichtung erbrachten Leistungen verwendet werden. Zudem sind Leistungen der Sozialfirsorge und der
sozialen Sicherheit steuerfrei, wenn sie unmittelbar an hilfsbedirftige Personen erbracht werden (z.B.
Beratung und Hilfe fir Obdachlose und Haftentlassene, Leistungen der Frauenhauser).

Das BMF fiihrt aus, dass Leistungen im Rahmen des Bundesfreiwilligendienstgesetzes steuerfrei sind, wenn
durch die Freiwilligen Aufgaben im Bereich der Sozialfirsorge oder der sozialen Sicherheit erfillt werden.
Dagegen ist der Einsatz der Freiwilligen in anderen Bereichen (z.B. Umwelt- und Naturschutz,
Landschaftspflege, Sport) nicht befreit. Auch Umzugsleistungen, Rechtsberatungsleistungen oder
allgemeine Geschaftsfihrungs- und Verwaltungsleistungen sind nicht steuerbefreit, da sie keine eng mit der
Sozialfirsorge und der sozialen Sicherheit verbundene Leistungen sind. Die von einem MenUservice
erbrachten Leistungen sind ebenfalls nicht steuerbefreit. Diese Leistungen (z.B. Essen auf Radern)
unterliegen jedoch unter weiteren Voraussetzungen dem ermafiigten Steuersatz.

Hinweis: Fir Umsétze, die vor dem 01.01.2020 erbracht wurden, wird es nicht beanstandet, wenn der
Unternehmer seine Leistungen als steuerpflichtig behandelt hat.
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12. Friedhofs- und Bestattungswesen:
Verlangerung der Nichtbeanstandungsregelung

Das Bundesfinanzministerium (BMF) erortert in einem aktuellen Schreiben Anwendungsfragen des
§ 2b Umsatzsteuergesetz (UStG) im Zusammenhang mit dem Friedhofs- und Bestattungswesen. In
diesem Zusammenhang wurde der Umsatzsteuer-Anwendungserlass angepasst. Die
Nichtbeanstandungsregelung wurde verléngert.

Bereits in seinem Schreiben vom 23.11.2020 hatte das BMF zahlreiche Fragen zu § 2b UStG im
Zusammenhang mit dem Friedhofs- und Bestattungswesen beantwortet. Insbesondere betraf dies die
Behandlung von Grabnutzungsberechtigungen, die Aufbewahrung von Leichen in Kihlrdumen,
Bestattungsleistungen im Zusammenhang mit bereits bestehenden Grabstatten sowie die vertragliche
Uberlassung der Tragerschaft vom Friedhof an eine Kommune. Es wurde nach diesem Schreiben nicht
beanstandet, wenn bei bereits seit der friiheren umsatzsteuerlichen Regelung laufenden Rechtsverhéltnissen,
die vor dem 01.01.2023 geschlossen wurden und die unter Anwendung des § 2b UStG nun erstmalig
umsatzsteuerbar und umsatzsteuerpflichtig sind, keine Nachversteuerung erfolgte.

Durch das Jahressteuergesetz 2022 wurde die Ubergangsfrist fiir die zwingende Anwendung des § 2b
UStG um zwei Jahre bis zum 31.12.2024 verlangert. Aus diesem Grund verlangert das BMF mit dem aktuellen
Schreiben die Nichtbeanstandungsregelung im Zusammenhang mit dem Friedhofs- und Bestattungswesen
insoweit, dass an die Stelle des 01.01.2023 der 01.01.2025 tritt.

Hinweis: Der neue 8§ 2b UStG regelt die Unternehmereigenschaft von juristischen Personen des
offentlichen Rechts (jJPOR). Danach gilt die Umsatzsteuerpflicht grundsatzlich fir alle jPOR, die selbstandig
und nachhaltig Einnahmen erzielen. Die 6ffentliche Hand wird wie eine Unternehmerin behandelt, wenn
sie in privatrechtlicher Form handelt. Es werden daher zukiinftig mehr Leistungen der Gemeinden der
Umsatzsteuer unterliegen.

13. Selbstnutzung und Verpachtung:
Neue Hinweise fir Jagdgenossen

Vom Bayerischen Landesamt fiir Steuern (BayLfSt) kommt erneut eine Verfligung zur Behandlung der
Umsatze im Rahmen der Selbstnutzung und Verpachtung von Jagdbezirken. Es erganzt damit seine
Verfiigung vom 27.12.2022 um zusatzliche Hinweise zur Behandlung der Jagdgenossen.

Bereits in der letzten Verfigung wurde klargestellt, dass die Eigentimer der als Jagdbezirke genutzten
Flachen kraft Gesetzes Jagdgenossenschaften bilden. Die Eigentimer dieser Flachen sind Mitglieder der
Jagdgenossenschaft.

Das BayLfSt prazisiert nun, dass auch juristische Personen des privaten und des 6ffentlichen Rechts
Zwangsmitglieder der Jagdgenossenschaften sind. Die Uberlassung der Flachen an die Jagdgenossenschaft
erfolgt in der Regel im Rahmen eines nicht-steuerbaren Gesellschafterbeitrags. Erhalten die
Jagdgenossen Ausschittungen, die haufig als Jagdschilling bezeichnet werden, so unterliegen diese nicht
der Umsatzsteuer.

Die Ubrigen Erlauterungen zur umsatzsteuerlichen Behandlung der Nutzung von Gemeinschaftsjagdrevieren
durch Jagdgenossenschaften sowie Ausfiihrungen zur Neuregelung der Umsatzbesteuerung der éffentlichen
Hand wurden unverandert tbernommen.

-10 -



TREUCONDA MAYRHOFER-GRIMM

Treuhand- und Wirtschaftsberarungsgesellschaft vereidigter Buchpriifer
mbH Steuerberarungsgesellschaft Steuerberater

Hinweis: Haben Sie Fragen rund um das Thema Selbstnutzung und Verpachtung von Jagdbezirken und
zu umsatzsteuerlichen Fallstricken in diesem Zusammenhang? Wir beraten Sie gern.

GMBH-GESCHAFTSFUHRER

14. Haftung fur Steuerschulden:
Geschaéftsfuhrer kann sich nicht auf eigene Unféhigkeit berufen

Mein Name ist Hase, ich weiR von nichts - wer sich mit dieser Argumentation aus der
Haftungsinanspruchnahme als GmbH-Geschaftsfihrer herauswinden will, hat nach einem neuen
Beschluss des Bundesfinanzhofs (BFH) schlechte Karten. Die Bundesrichter entschieden, dass sich ein
Geschaftsfihrer nicht darauf berufen kann, dass er aufgrund seiner persénlichen (Un-)Fahigkeiten gar nicht
in der Lage gewesen ist, den Aufgaben eines Geschéftsfiihrers nachzukommen.

Geklagt hatte ein alterer Herr, der von seinem Sohn als alleiniger Geschaftsfihrer einer GmbH eingesetzt
worden war. Der Sohn selbst war der faktische Geschéftsflihrer und zog im Hintergrund die Faden. Prifungen
der Steuerfahndung deckten spater auf, dass die GmbH zahlreiche Scheinrechnungen und beleglose
Buchungen in ihre Buchfiihrung eingestellt hatte. Tatsachlich lagen diesen Vorgéangen jedoch keine realen
Leistungen zugrunde. Nachdem Uber das Vermdgen der GmbH das Insolvenzverfahren eréffnet worden war,
nahm das Finanzamt den Vater als Geschaftsfihrer fir die Steuerschulden der GmbH in Haftung. Hiergegen
wandte dieser ein, dass er aufgrund seines fortgeschrittenen Alters und seiner personlichen Fahigkeiten gar
nicht in der Lage gewesen sei, die Geschaftsvorfalle in der Firmen-EDV nachzuvollziehen.

Das Gericht gab jedoch grines Licht fir die Haftungsinanspruchnahme und verwies darauf, dass
Geschaftsfihrer einer GmbH fiir Steuerschulden ihrer Gesellschaft haften, soweit die Steuern infolge
vorsétzlicher oder grob fahrlassiger Verletzung der ihnen auferlegten Pflichten nicht oder nicht rechtzeitig
festgesetzt werden. GmbH-Geschéftsfihrer haben die Pflicht, Steuererklarungen vollstandig, richtig und
rechtzeitig abzugeben und unzutreffende Erklarungen unverziglich zu berichtigen. Diese Pflicht hatte der
Geschaftsfihrer im vorliegenden Fall verletzt, da er die Steuererklarungen der GmbH entweder gar nicht oder
in unzutreffender Form abgegeben hatte.

Er hatte Gberdies auch schuldhaft gehandelt, da er verpflichtet gewesen war, sich stéandig eingehend ber
den Geschéaftsgang der GmbH zu unterrichten, so dass ihm das Fehlverhalten beauftragter Dritter rechtzeitig
hatte auffallen missen. Werden zur Pflichterfillung (hier: zur Buchfiihrung) herangezogene Personen
mangelhaft  Uberwacht, liegt regelméRig eine grob  fahrlassige  Pflichtverletzung, ein
sogenanntes Uberwachungsverschulden, vor. Unerheblich war fir das Gericht, dass der Vater nicht in der
Lage gewesen war, die EDV der Firma zu bedienen. Der BFH erklarte, dass sich niemand auf das eigene
Unvermdégen berufen kann, wonach er den Aufgaben eines Geschaftsfiihrers nicht nachkommen kénne. Wer
den Anforderungen an einen gewissenhaften Geschaftsfihrer nicht entsprechen kann, darf eine solche
Position ganz einfach nicht Gbernehmen.

Hinweis: Sofern jemand die Stellung eines Geschaftsfilhrers tibernimmt, haftet er also auch dann fir die
Steuerschulden seiner Gesellschaft, wenn er seinen Uberwachungsaufgaben nicht nachkommen kann.
Hinzukommen muss aber stets auch das personliche Verschulden (mindestens im Grad einer groben
Fahrlassigkeit).
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15. Gewerbesteuerliches Schachtelprivileg:
Wann erfolgt die Gewinnklrzung aufgrund des Schachtelprivilegs?

Haben Sie schon einmal vom ,gewerbesteuerlichen Schachtelprivileg” gehoért? Dabei geht es um die
steuerliche Beglnstigung von Ausschittungen einer Kapitalgesellschaft an eine andere Kapitalgesellschaft.
Damit die Ausschittungen nicht doppelt besteuert werden, werden die Ertrdge unter bestimmten
Voraussetzungen gekiirzt. So muss die Beteiligungsquote zu Beginn des Erhebungszeitraums mindestens
15 % betragen haben. Liegen die Voraussetzungen nicht vor, werden die Dividenden bei der Gewerbesteuer
vollstandig bericksichtigt. Das Finanzgericht Disseldorf (FG) musste nun entscheiden, welche
Anforderungen an die Beteiligungsquote gestellt werden.

Die Klagerin ist eine GmbH. Ihr alleiniger Gesellschafter A ist ebenfalls alleiniger Gesellschafter der B-GmbH.
Die Klagerin ist zudem Komplementérin der C-GmbH & Co. KG, deren alleiniger Kommanditist wiederum A
ist. Die Gesellschafterversammlung der Klagerin beschloss am 18.04.2016, das Stammkapital durch Ausgabe
eines neuen Geschéftsanteils zu erhdhen. Die Leistung der Stammeinlage sollte A durch die Einbringung der
von ihm gehaltenen Beteiligung an der B-GmbH in die Klagerin erbringen. Die Anteile des A an der B-GmbH
wurden zuvor in dessen Sonderbetriebsvermégen bei der C- GmbH & Co. KG bilanziert. Die eingebrachte
Beteiligung setzte die Klagerin mit dem Buchwert an und behandelte sie als sogenannten qualifizierten
Anteilstausch. Im September 2016 erhielt die Klagerin als nunmehrige Alleingesellschafterin der B-GmbH
eine  Gewinnausschittung. Im Gewerbesteuermessbescheid 2016 lieR das Finanzamt die
Gewinnausschittung (95 %) zunachst aul3er Ansatz, rechnete die Dividende aber dann zu 95 % wieder hinzu,
da die Beteiligung nicht schon zu Beginn des Erhebungszeitraums mindestens 15 % betragen habe.

Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG war begriindet. Es erfolge eine Kiirzung der Gewinnanteile, wenn
die Beteiligung zu Beginn des Erhebungszeitraums mindestens 15 % des Grund- oder Stammkapitals
betragen habe und die Gewinnanteile bei der Ermittlung des Gewinns angesetzt worden seien.
Ausschlaggebend sei nur, ob die Beteiligung ,zu Beginn des Erhebungszeitraums" gegeben gewesen sei.
Nach dem Gesetz sei der Zeitraum der Zugehorigkeit eines Wirtschaftsguts zum Betriebsvermégen der
Ubertragenden Korperschaft dem tibernehmenden Rechtstrager anzurechnen, wenn die Zugehérigkeitsdauer
fur die Besteuerung relevant sei. Mal3geblich fiir das Beteiligungserfordernis sei ein konkreter Zeitpunkt
und kein Zeitraum. Die Ubernehmende Gesellschaft trete in die Rechtsstellung der Ubertragenden
Gesellschaft ein. Der Eintritt in die Rechtsstellung umfasse alles, was von steuerlicher Bedeutung sei.

ARBEITGEBER UND ARBEITNEHMER

16. Vergutung fur mehrjahrige Tatigkeit:
Keine Steuerermaligung bei Auszahlung tber drei Jahre

AuRerordentliche Einkiinfte, wie beispielsweise Abfindungen, Entlassungsentschadigungen oder Vergitungen
fir mehrjahrige Tatigkeiten, unterliegen einem erméaRigten Einkommensteuersatz, wenn sie dem Empfanger
zusammengeballt zuflieBen. Der Steuergesetzgeber will dadurch Progressionsnachteile ausgleichen, die
ein entschadigungsbedingt erhéhtes Einkommen bei reguléarer Besteuerung nach sich ziehen wiirde. Sind die
auRerordentlichen Einkinfte jedoch in mehreren Teilbetragen Giber mehrere Veranlagungszeitraume verteilt
zur Auszahlung gekommen, ist eine ermaRigte Besteuerung in der Regel ausgeschlossen, weil dann keine
wesentlichen Progressionsnachteile entstehen.
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Hinweis: Die Finanzverwaltung lasst eine ermafigte Besteuerung in Anlehnung an die héchstrichterliche
Rechtsprechung allerdings noch zu, wenn eine Teilleistung von maximal 10 % in einem anderen Jahr als
die Hauptleistung zur Auszahlung kommt (Nichtbeanstandungsgrenze). Gleiches gilt, wenn die
abweichend gezahlte Tellleistung niedriger ist als der Steuervorteil, der sich aus der ermaRigten
Besteuerung der Hauptleistung ergibt.

Nach einem neuen Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) kann die ermaRigte Besteuerung nicht beansprucht
werden, wenn die Entlohnung fir eine mehrjahrige Tatigkeit verteilt Gber drei Veranlagungszeitraume
ausgezahlt wird. Im zugrunde liegenden Fall hatte eine GmbH-Gesellschafterin infolge einer Pensionszusage
ein ,Alterskapital* von 543.000 € von ihrer GmbH erhalten. Obwohl eine Auszahlung in einer Summe
vereinbart war, zahlte die GmbH im Jahr 2017 zun&chst nur einen Teilbetrag von 473.000 € aus, 2018 weitere
55.000 € und 2019 dann den Restbetrag von 15.000 €. Das Finanzamt lehnte eine ermaRigte Besteuerung
der Hauptleistung von 473.000 € ab und verwies auf die ratierliche Auszahlung.

Der BFH sprach sich ebenfalls gegen eine ermaRigte Besteuerung aus, da es an einer Zusammenballung der
Zahlung fehle. Die Ausnahme, die fir geringfiigige Teilleistungen gilt, schied nach Gerichtsmeinung bereits
deshalb aus, weil die Auszahlung nicht nur Gber zwei, sondern tber drei Veranlagungszeitraume verteilt erfolgt
war. Eine geringflgige Teilleistung hatte aber auch bei Auszahlung Uber zwei Veranlagungszeitraume nicht
vorgelegen, da die beiden niedrigeren Raten (insgesamt 70.000 €) bereits 14,80 % der Hauptleistung
ausmachten und sie die 10-%-Schwelle somit Uberschritten. Auch waren die beiden Raten hoher als die
Steuerentlastung der Hauptleistung.

Hinweis: Unerheblich war firr das Gericht, dass der Gesellschafterin urspriinglich eine Auszahlung in einer
einzigen Summe zugesagt worden war und sie gar keinen Einfluss darauf hatte nehmen kénnen, dass
spater doch eine ratierliche Auszahlung erfolgt war.

17. Inflationsausgleichspramie lauft weiter:
Bis zu 3.000 € bleiben steuer- und sozialabgabenfrei

Das Thema wurde zwar schon im Jahr 2022 virulent, jedoch sollten Arbeitgeber weiterhin im Auge behalten,
dass sie auch im laufenden Jahr und noch bis Ende nachsten Jahres ihren Beschaftigten eine steuer- und
sozialabgabenfreie Inflationsausgleichspramie von bis zu 3.000 € (fur alle Jahre in Summe) auszahlen
kdénnen. Der Steuergesetzgeber hat einen entsprechenden Freibetrag im Einkommensteuergesetz verankert,
der flr Auszahlungen in der Zeit vom 26.10.2022 bis zum 31.12.2024 gilt. Das Bundesfinanzministerium gibt
in einem FAQ-Katalog Antworten auf die wichtigsten Fragen in Zusammenhang mit dieser Pramie. Demnach

gilt:

o Empfangerkreis: Die Pramie darf nur an Arbeitnehmer im steuerlichen Sinne ausgezahlt werden,
beispielsweise an Vollzeit- oder Teilzeitbeschéftigte, Minijobber, Aushilfskrafte, Auszubildende oder
Arbeitnehmer in Kurzarbeit oder Elternzeit. Als Empfénger beglnstigt sind auch Arbeitnehmer in
Altersteilzeit, Bezieher von Vorruhestandsgeld und Versorgungsempfanger. Seit wann und wie lange ein
Arbeitsverhéltnis bestand, ist unerheblich. Entscheidend ist aber, dass die Pramie dem Beschéftigten in
der Zeit zwischen dem 26.10.2022 und dem 31.12.2024 zuflie3t. Die Steuer- und Abgabenfreiheit gilt auch
fur Pramien, die in Arbeitsverhaltnissen zwischen nahestehenden Personen gezahlt werden, wenn sowohl
das Arbeitsverhéltnis als auch die Pramienauszahlung fremdublich sind.
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e Zweckbindung: Die Pramie muss zum Ausgleich der gestiegenen Verbraucherpreise gewéahrt werden.
Hierfir genigt es, wenn sich dieser Zusammenhang aus der Bezeichnung ,Inflationsausgleichspramie”
(z.B. auf den Gehaltsabrechnungen) ergibt. Es ist keine gesonderte schriftliche Vereinbarung zwischen
den Arbeitsparteien erforderlich.

o Mehrere Dienstverhdltnisse: Die Pramie darf je Dienstverhéltnis nur einmal gewahrt werden. Hat ein
Arbeitnehmer mehrere Dienstverhaltnisse, darf die Inflationsausgleichspramie hingegen mehrfach
bezogen werden.

e Auszahlung von Teilbetragen: Hat ein Arbeitnehmer die Pramie bereits im Jahr 2023 erhalten, darf er sie
2024 nicht erneut beziehen. Zuléssig ist es aber, den Betrag von 3.000 € in mehreren Teilbetrdgen
auszuzahlen (z.B. jeweils 1.500 € Uiber zwei Jahre). Geht aber beispielsweise eine Pramienzahlung fiir den
Dezember 2024 erst im Januar 2025 auf dem Konto des Arbeitnehmers ein, so wird sie wieder lohnsteuer-
und sozialabgabenpflichtig.

e Keine Lohnumwandlung: Die Pramie muss in jedem Fall zusatzlich zum ohnehin geschuldeten
Arbeitslohn gewahrt werden, um steuer- und sozialabgabenfrei zu sein. Der Arbeitgeber darf also nicht den
regularen Lohn des Arbeitnehmers herabsetzen und die Minderung dann im Anschluss als steuer- und
abgabenfreie Inflationsausgleichspramie auszahlen. Erlaubt ist es aber, wenn der Arbeitgeber eine
freiwillige Sonderzahlung aussetzt, die er ansonsten regelmafRig gewahrt und er stattdessen eine
Inflationsausgleichspramie zahlt.

18. Mitarbeiterbeteiligung:
Wie sind die Ertrage aus Mitarbeiterbeteiligungen steuerlich einzuordnen?

Gute Mitarbeiter zu finden ist schwierig. Und wenn man sie gefunden hat, mdchte man sie moglichst dauerhaft
an die Firma binden. Eine Moglichkeit hierfir ist die Beteiligung der Mitarbeiter am Unternehmen. Oft stellen
die Ertréage aus solchen Mitarbeiterbeteiligungen Einkiinfte aus nichtselbstandiger Tatigkeit dar. Dass dies
jedoch nicht immer so ist, zeigt der vorliegende Streitfall. Hier musste das Finanzgericht Baden-W irttemberg
(FG) darlber entscheiden, ob Einklinfte aus nichtselbstandiger Tatigkeit oder aus Kapitalvermégen vorliegen.

Der Klager war in den Streitjahren leitender Angestellter der A-KG und erzielte Einkinfte aus
nichtselbstandiger Tatigkeit. Er schloss mit der A-KG einen Gesellschaftsvertrag zur Begriindung einer
sLypischen stillen Gesellschaft”. Alle Einlageverpflichtungen leistete der Klager durch Stehenlassen von
Gewinnanteilen. Die Einlage ging jeweils in das Vermogen der A-KG Uber. Der Klager erhielt als stiller
Gesellschafter im Innenverhaltnis eine Ergebnisbeteiligung entsprechend dem Gesellschaftsvertrag. Er war
im AufRenverhaltnis nicht haftbar. Der Gesellschaftsvertrag sah vor, dass bei einer Beendigung des
Anstellungsverhaltnisses die stille Gesellschaft mit einer Kiindigungsfrist von drei Monaten zum Jahresende
durch beide Parteien gekiindigt werden konnte. Nach der Kiindigung des Klagers wurde die stille Gesellschaft
daher aufgehoben Der Klager erhielt ein Auseinandersetzungsguthaben und erklarte dieses in den
Streitjahren als Einkiinfte aus Kapitalvermdgen. Das Finanzamt sah darin jedoch Einkinfte aus
nichtselbstandiger Tatigkeit.

Das FG gab der dagegen gerichteten Klage statt. Die Gewinnanteile aus der Beteiligung als typischer
stiller Gesellschafter der A-KG seien als Einkinfte aus Kapitalvermdgen anstatt als Einklnfte aus
nichtselbstandiger Arbeit zu qualifizieren. Fir eine vom Arbeitsverhaltnis unabhangige Erwerbsgrundlage
sprach laut FG, dass im Arbeitsvertrag kein Anspruch auf den Erwerb der Beteiligung vorgesehen war, die
Beteiligung zum Marktpreis erworben und verauRert wurde und der Arbeitnehmer das Verlustrisiko trug. Des
Weiteren habe die Ausgestaltung der Beteiligung den tGblichen gesetzlichen Kriterien entsprochen.
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Zudem hatte der Klager einen etwaigen Verlust aus seinem privaten Vermoégen tragen missen. Daher lagen
Einklinfte aus Kapitalvermdgen vor. Auch war das FG der Ansicht, dass die Beteiligung vor allem der Starkung
des Eigenkapitals der A-KG gedient habe.

Hinweis: Sie mochten wissen, was Sie |lhren Arbeithehmern neben dem Arbeitslohn noch zukommen
lassen kdnnen? Fragen Sie uns!

19. Auch bei Beamten stellt sich die Frage nach der ersten Tatigkeitsstatte

Auch als Beamter kann man seine Fahrten zwischen Wohnung und erster Tatigkeitsstatte als
Werbungskosten berilicksichtigen. Aber wie bei jedem anderen Arbeitnehmer kann es sein, dass man bei
einem Amt angestellt ist, jedoch einem anderen zugeordnet wurde. Fraglich ist allerdings, welches der beiden
dann als erste Téatigkeitsstatte gilt. Da sich Klager und Finanzamt im Streitfall uneins waren, musste das
Finanzgericht Niedersachsen (FG) entscheiden.

Der Klager ist Finanzbeamter. Im Rahmen eines Pilotprojekts flir Absolventen einer bestandenen
Laufbahnpriifung wurde er kurz nach Bestehen seiner Prifung an das Finanzamt fur Grol3betriebsprifung A
versetzt und gleichzeitig bis auf weiteres an sein Heimat-Finanzamt B abgeordnet. Besuche im Finanzamt fiir
Grol3betriebspriifung fanden lediglich an einzelnen Tagen statt, zum Beispiel zur Hospitation. In seinen
Einkommensteuererklarungen fir die Jahre 2016 und 2017 gab der Klager das Finanzamt fir
GroRRbetriebsprifung A als erste Tatigkeitsstatte an, in den jeweiligen Einkommensteuerveranlagungen
beriicksichtigte das Finanzamt jedoch das Finanzamt B als erste Tatigkeitsstatte. Gegen diese
Einkommensteuerbescheide legte der Klager erfolglos Einspriiche ein.

Auch seine Klage vor dem FG war nicht erfolgreich. Das Finanzamt habe zu Recht das Finanzamt B als erste
Tatigkeitsstatte bertcksichtigt. Sowohl das Finanzamt fiir GroRRbetriebspriifung A als auch Finanzamt B seien
ortsfeste betriebliche Einrichtungen. Die ,Zuordnung“ zu einer ortsfesten betrieblichen Einrichtung werde
durch die dienst- oder arbeitsrechtlichen Festlegungen sowie die diese ausfiillenden Absprachen und
Weisungen bestimmt. Der Klager sei nach einer Gesamtwirdigung des Sachverhalts flir den Zeitraum ab dem
01.09.2016 nicht eindeutig einer Tatigkeitsstatte zugeordnet gewesen. Eine Zuordnung des Finanzamts fir
GrolRbetriebspriifung A als erste Tatigkeitsstatte scheitere nach einer umfassenden Wirdigung des
Sachverhalts daran, dass der Klager dort nicht entsprechend téatig geworden sei. Bei seinen Besuchen im
Finanzamt fur GroRRbetriebsprifung A habe er dort auch keine wirklichen ,Tétigkeiten* entfaltet. Da
Finanzamt B die erste Tatigkeitsstatte darstelle, sei folglich auch kein Abzug von
Verpflegungsmehraufwendungen fir die Tatigkeit in Finanzamt B méglich.

20. Mehr Netto vom Brutto:
Lohnsteuer-ErméaRigung kann bis zum 30.11.2023 beantragt werden

Wer absetzbare Aufwendungen, wie beispielsweise Werbungskosten, Sonderausgaben oder
auRergewdhnliche Belastungen, bereits im Zuge des Lohnsteuerabzugs beriicksichtigt wissen will, kann beim
Finanzamt unter www.elster.de einen Antrag auf Lohnsteuer-Ermafigung stellen. Das Finanzamt tragt dann
einen Freibetrag in die elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale des Arbeithehmers ein, so dass der
Arbeitgeber weniger Lohnsteuer vom Bruttolohn einbehalt und einen héheren Nettolohn auszahlt. Fur das
laufende Jahr kann ein entsprechender Antrag noch bis zum 30.11.2023 gestellt werden. Die Freibetrage
kénnen gleich fir zwei Jahre beantragt werden.
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Hinweis: Ein Steuerfreibetrag fur Werbungskosten, Sonderausgaben, auRergewohnliche Belastungen
(ohne Pauschbetrage fir Menschen mit Behinderung und Hinterbliebene) und der Entlastungsbetrag fir
Alleinerziehende bei Verwitweten kann im Lohnsteuer-Ermafigungsverfahren nur beantragt werden, wenn
die Aufwendungen und Betrédge im Kalenderjahr insgesamt héher als 600 € sind. Bei der Berechnung
dieser Antragsgrenze zahlen nur Werbungskosten mit, soweit sie den Pauschbetrag von 1.200 €
Ubersteigen. Sonderausgaben werden in der Berechnung berticksichtigt, soweit sie den Sonderausgaben-
Pauschbetrag von 36 € libersteigen.

Wer erstmals einen Freibetrag beantragt oder einen héheren Betrag als im Vorjahr eintragen lassen will, muss
den ausfihrlichen Antrag auf Lohnsteuerermafigung ausfillen. Sofern der bisherige oder ein niedrigerer
Freibetrag fortgelten soll, kann im Hauptvordruck der Abschnitt ,Vereinfachter Antrag“ genutzt werden, so
dass weniger Angaben erforderlich sind.

Hinweis: Wenn Sie als Arbeitnehmer sich einen Freibetrag in lhre Lohnsteuerabzugsmerkmale eintragen
lassen, sind Sie fur das betreffende Jahr im Regelfall zur Abgabe einer Einkommensteuererkléarung
verpflichtet.

HAUSBESITZER

21. Immobilienbewertung:
Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts eines Miteigentumsanteils

Wenn Sie eine Immobilie im Wege der Schenkung oder Erbschaft erhalten, ist dies in der Regel
steuerpflichtig. Es sei denn, Sie kénnen die Vergiinstigung fur Familienheime in Anspruch nehmen. Ist dies
nicht der Fall, muss naturlich ein realistischer Wert der Schenkungsteuer zugrunde gelegt werden. Hat das
Finanzamt einen Wert ermittelt, mit dem Sie nicht einverstanden sind, kdnnen Sie mittels eines Gutachtens
einen niedrigeren Wert nachweisen. Was ist jedoch, wenn das Finanzamt dem nicht folgt? Im Streitfall musste
das Finanzgericht Minster (FG) darlUber entscheiden, ob der vom Gutachter ermittelte Wert inklusive eines
von ihm vorgenommenen Abschlags anzuwenden ist.

Im zugrundeliegenden Fall ging es um ein 651 gm grof3es und mit einem Zweifamilienhaus nebst Anbau und
Garagen bebautes Grundstiick. Der Klager erwarb daran als Verméchtnis einen Miteigentumsanteil von 50 %.
Den anderen Miteigentumsanteil von 50 % hielt eine ungeteilte Erbengemeinschaft (der Klager und sein
Bruder). Laut Gutachten war vom halftigen Verkehrswert im Wege der Marktanpassung ein Abschlag
vorzunehmen, weil der Erwerb eines Miteigentumsanteils fir Dritte mit erheblichen Risiken verbunden sei
(z.B. eingeschrankte Verfigungsgewalt). Das Finanzamt erkannte jedoch den Abschlag nicht an.

Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG war erfolgreich. Der Klager habe den Nachweis eines niedrigeren
gemeinen Werts erbracht. Nach dem Gesetz werde dieser Nachweis nicht nur flr das Volleigentum
zugelassen, sondern auch fir Bruchteile davon. Dies ergebe sich daraus, dass auf den gemeinen Wert der zu
bewertenden wirtschaftlichen Einheit abgestellt werde. Das Gutachten des Klagers sei geeignet, den
niedrigeren gemeinen Wert nachzuweisen. Es sei im Ergebnis plausibel. Dass das Volleigentum den
Ausgangspunkt fur die Verkehrswertermittlung dargestellt habe, sei im Sachverhalt unproblematisch.
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Die rechnerische Ableitung des gemeinen Werts des Miteigentumsanteils sei fir das Gericht ebenfalls
plausibel und nachvollziehbar. Die Beriicksichtigung eines Marktanpassungsabschlags entspreche den
Vorgaben der Immobilienwertermittiungsverordnung. Die Hohe des Abschlags sei auch hinreichend konkret
begriindet.

Hinweis: Sie mochten wissen, welche Voraussetzungen fir ein Gutachten zum Nachweis eines
niedrigeren gemeinen Werts gelten? Fragen Sie uns!

22. Erben und Verschenken:
Rechtzeitige Planung sichert steuerschonenden Vermdgensibergang

Viele Menschen scheuen sich vor einer frithzeitigen Ubertragung ihres Vermdgens auf die nachste
Generation, wenngleich es steuerlich haufig sinnvoll ist, Vermégen noch zu Lebzeiten zu Ubertragen. Die
Steuerberaterkammer Stuttgart hat kirzlich diverse Mdéglichkeiten fir einen steueroptimierten
Vermdgensibergang zusammengestellt. Danach gilt:

o Freibetrage: Durch diverse Freibetrage, die alle zehn Jahre neu gewahrt werden, lasst sich der Erbschaft-
und Schenkungsteuerzugriff vermeiden oder senken. Wer also frihzeitig beginnt, Vermégen zu tbertragen,
kann diese Betrdge mehrmals ausschépfen. Eheleute dirfen sich alle zehn Jahre 500.000 € steuerfrei
schenken und ein Kind darf im Zehnjahresturnus sogar 400.000 € von jedem Elternteil steuerfrei erhalten.
Handlungsbedarf fir eine vorweggenommene Erbfolge besteht also insbesondere bei Vermdgen oberhalb
der Freibetrage und bei Ubertragungen zwischen entfernten Verwandten oder Nichtverwandten.

e Versorgungsleistungen: Soll eine Unternehmensnachfolge im Mittelstand eingeleitet werden, kommt
unter anderem eine Schenkung des Betriebs gegen Versorgungsleistung in Betracht. Die schenkende
Person wird dann finanziell Gber eine lebenslange Leibrente abgesichert.

¢ NieRBbrauchsvorbehalt: Wenn Immobilien zu Lebzeiten an die kiinftigen Erben verschenkt werden, kann
sich der Schenker ein sogenanntes NieRbrauchsrecht vorbehalten. Dadurch kann er die verschenkte
Immobilie weiter nutzen oder vermieten, wobei ihm weiterhin die Mieteinnahmen zustehen.

e Steuerfreies Familienheim: Bewohnt ein Erbe eine Nachlassimmobilie selbst fir mindestens zehn Jahre
nach der Erbschaft, fallt keine Erbschaftsteuer an. Allerdings muss er innerhalb von sechs Monaten nach
dem Erbanfall in die Immobilie einziehen und darf sie dann wahrend der Zehnjahresfrist weder verkaufen
noch vermieten oder verpachten. Bei Kindern ist die Steuerbefreiung auf eine Immobilie mit einer
Wohnflache von 200 gm begrenzt.

o Erbausschlagung: Unter Umstanden ist es sogar vorteilhaft, ein Erbe auszuschlagen. Dies gilt nicht nur,
wenn das Erbe aus Schulden besteht, sondern auch dann, wenn es so hoch ist, dass die personlichen
Freibetrage deutlich tberschritten werden. Schlégt beispielsweise ein als Alleinerbe eingesetzter Ehegatte
die Erbschaft zugunsten der gemeinsamen Kinder aus, dann verteilt sich das Erbe auf mehrere Personen,
so dass jede von ihnen ihre Freibetrage nutzen kann.

o Pflichtteilsanspriiche: Durch Schenkungen zu Lebzeiten wird in der Regel das Vermdgen im Todesfall
gemindert. Dies hat Auswirkungen auf den Pflichtteil, den Enterbte geltend machen kénnen. Aus diesem
Grund werden Schenkungen, die in den letzten zehn Jahren vor dem Tod veranlasst wurden, zum Nachlass
gezahlt und erhdhen damit den Pflichtteilsanspruch.

Hinweis: Um alle steuerlichen Gestaltungsmoglichkeiten zu nutzen, ist professioneller Rat
empfehlenswert. Vor allem bei Immobilien und Betrieben sollten Sie uns als lhre steuerlichen Berater in
die Uberlegungen einbeziehen.
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KAPITALANLEGER

23. Bausparvertrag:
Bonuszinsen mussen bei Auszahlung auf einen Schlag versteuert werden

Bausparer erhalten haufig Bonuszinsen, wenn sie ihr Bauspardarlehen nach Zuteilungsreife nicht in
Anspruch nehmen. Der Bausparvertrag wird in diesem Fall rickwirkend hoher verzinst und der
angesammelte Bonus auf einen Schlag ausgezahlt. Fir viele jingere Bausparer ware es steuerlich lukrativ,
wenn sie diesen Bonus bereits liber die Ansparzeit verteilt jahresweise versteuern kénnten, weil sie in diesen
Jahren haufig noch Uber kein oder nur ein geringes steuerpflichtiges Einkommen verfiigen, so dass die
Zinsertrage steuerfrei vereinnahmt werden koénnten. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat dieser steuerlichen
Erfassung nun jedoch eine Absage erteilt.

Geklagt hatte ein Bausparer aus Niedersachsen, der im Jahr 1995 einen Bausparvertrag abgeschlossen hatte.
Das Bausparguthaben war mit 2,25 % pro Jahr verzinst worden. Der Vertrag sah vor, dass sich der Zinssatz
bei Verzicht auf das Bauspardarlehen nach Zuteilungsreife auf 4,75 % pro Jahr erhdhte (Bonuszinsen). Der
Sparer besparte seinen Vertrag in den Folgejahren fleil3ig und verzichtete spater auf das Darlehen. Im Jahr
2013 zahlte die Bausparkasse ein Guthaben von 58.203 € aus und Uberwies infolge des Verzichts zudem
Bonuszinsen von 24.714 €.

Der Sparer hatte in seinen Einkommensteuererklarungen fir die Ansparphase die Bonuszinsen erklart, die
rechnerisch auf die jeweiligen Jahre entfielen. Das Finanzamt hatte nicht weiter nachgehakt und
erklarungsgemafl veranlagt. Aufgrund eines niedrigen zu versteuernden Einkommens betrug die
Einkommensteuer aber stets 0 €. Fir das Jahr 2013 erklarte der Sparer ebenfalls nur die Bonuszinsen, die
rechnerisch auf das Jahr entfielen. Das Finanzamt akzeptierte auch diese Angaben zunachst und erlie3 einen
Nullsteuerbescheid, wurde spater aber durch eine Kontrolimitteilung auf die ausgezahlten Bonuszinsen von
24.714 € aufmerksam. Gegen die nachtragliche Besteuerung der gesamten Bonuszinsen im Jahr 2013 zog
der Sparer vor den BFH. Er vertrat die Ansicht, dass ihm die Bonuszinsen bereits mit dem jahrlichen
Ausweis der Zinsen im ,Bonuskonto” der Bausparkasse zugeflossen seien.

Der BFH lehnte jedoch ab und verwies darauf, dass der Anspruch auf die Zinsen erst nach Zuteilungsreife
und Verzicht auf das Bauspardarlehen entstanden war, die Bonuszinsen erst bei Auszahlung des
Bausparguthabens fallig wurden und Uber sie nur in Verbindung mit dem Bausparguthaben verfiigt werden
konnte. All diese Umstande sprachen dafir, dass der steuerliche Zufluss der gesamten Zinsen erst im Jahr
2013 erfolgte, so dass eine Besteuerung in diesem Jahr rechtmafig war. Vor 2013 konnte der Sparer
wirtschaftlich noch nicht tGber die Zinsen verfiigen.
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24. Anteilsbewertung:
Wie wird der Anteilswert an einer Familien-Holding ermittelt?

Bei der Schenkung von Anteilen an Kapitalgesellschaften muss Schenkungsteuer gezahlt werden. Dazu
muss natdrlich der Wert der Anteile bestimmt werden, auf dessen Grundlage sich die Steuer berechnen lasst.
Bei bdrsennotierten Anteilen ist dies einfach, da es einen Borsenkurs gibt. Auch bei anderen Anteilen, die auf
anderen Handelsplattformen gehandelt werden, ist ein Wert relativ einfach festzustellen. Wie aber kann man
den Wert von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft feststellen, wenn diese nur unter den jeweiligen
Familienmitgliedern weitergegeben werden? Das Finanzgericht Disseldorf (FG) musste darlber
entscheiden, ob der von den Klagern oder der vom Finanzamt ermittelte Wert anzusetzen ist.

Die Klagerin ist eine GmbH. An ihr war im Jahr 2009 eine Vielzahl natlrlicher Personen beteiligt, die
Uberwiegend Abkémmlinge von C und D der B-Familie waren. Nach dem Gesellschaftsvertrag der Klagerin
durften die beteiligten Personen Uber Geschéaftsanteile oder Teile von Geschaftsanteilen ausschliefilich
zugunsten von Abkdmmlingen der B-Familie verfiigen. Ausnahmen waren nur Uber den Aufsichtsrat
moglich. Fir die Verkaufe war der sogenannte gemeine Wert maf3gebend. Dieser wurde ermittelt, indem fiir
Beteiligungen der Klagerin an borsennotierten Kapitalgesellschaften der Durchschnittskurs der letzten drei
Monate zugrunde gelegt wurde. Bei Beteiligungen an nichtb6rsennotierten Gesellschaften wurden die
voraussichtlichen Umsatze oder Ertrage ermittelt. 2009 Ubertrug Gesellschafter A Teilgeschéaftsanteile an
seine drei Kinder. Die Klagerin gab eine Feststellungserklarung ab, in der sie den Wert der abgetretenen
Anteile auf Basis von Verkaufen von Geschéftsanteilen ermittelte (408 % des Nennwerts). Das Finanzamt
setzte einen anderen Wert (510 % des Nennwerts) an. Hiergegen klagte die GmbH.

Die Klage vor dem FG war erfolgreich. Bei den nachgewiesenen Verkaufen handele es sich um Verkaufe
unter fremden Dritten, die im gewdhnlichen Geschaftsverkehr stattgefunden hatten. MaRgebend fir die
Bestimmung des gemeinen Werts von Anteilen an Kapitalgesellschaften sei der bei einer Verauf3erung im
gewohnlichen Geschéaftsverkehr tatsachlich erzielte Preis. Die Klagerin habe die Verkaufspreise nicht
verbindlich vorgegeben. Auch die Beschrankungen bei der Verauf3erung der Anteile rechtfertigten nicht ohne
weiteres die Annahme, dass die Verauf3erung nicht im gewdhnlichen Geschaftsverkehr stattgefunden habe.
Anders als das beklagte Finanzamt meine, entspreche der aus den Verkaufen von Geschéftsanteilen unter
Abzug eines Marktabschlags von 20 % abgeleitete Wert der zugewendeten Geschéftsanteile dem gemeinen
Wert der Anteile. Auch werde entgegen der Ansicht des Finanzamts der Substanzwert nicht unterlaufen. Der
Substanzwert sei nicht der Mindestwert, wenn der gemeine Wert aus Verkaufen abgeleitet worden sei.

Hinweis: Sie haben Fragen zur Bewertung von Anteilen? Wir beantworten sie gerne.

25. Kapitaleinkunfte:
Verlustausgleich zwischen Eheleuten ab sofort Gber die Steuererklarung
maoglich

Der Ehestand ist hierzulande zwar mit Steuervorteilen wie dem Ehegattensplitting verbunden, fir eine
ehegattentbergreifende Verrechnung von Gewinnen und Verlusten aus Kapitaleinkinften gab es bisher aber
erhebliche Einschréankungen: Ehegatten und eingetragene Lebenspartner, die zur Zusammenveranlagung
berechtigt und Kunden bei ein und derselben Bank waren, konnten bislang nur mit einem gemeinsamen
Freistellungsauftrag eine Verlustverrechnung zum Jahresende erreichen. In diesem Fall hatten die
Geldinstitute die Gewinne und Verluste (ber alle dort einzeln oder gemeinschaftlich gefiihrten Konten und
Depots automatisch zwischen den Ehegatten bzw. Lebenspartnern verrechnet.
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Nicht mdglich war bislang jedoch ein nachtraglicher Verlustausgleich im Zuge der
Einkommensteuererklarung, wenn kein gemeinsamer Freistellungsauftrag vorlag oder die Depots bei
verschiedenen Geldinstituten unterhalten wurden. Hatte der eine Ehegatte auf seine Gewinne
Abgeltungssteuer abzufiihren, so konnte diese nicht durch die Verluste des anderen Ehegatten gesenkt oder
ausgeglichen werden.

Mit dem Jahressteuergesetz 2022 hat der Steuergesetzgeber dieses Manko nun behoben: Die
ehegattentbergreifende Verlustverrechnung von Kapitaleinkiinften derselben Art ist damit nun ab dem
Veranlagungsjahr 2022 riickwirkend méglich (8 20 Abs. 6 Satz 3 EStG). Zum Verlustausgleich berechtigt
sind damit nun auch Eheleute und Lebenspartner, die keinen gemeinsamen Freistellungsauftrag haben oder
ihre Depots bei verschiedenen Geldinstituten unterhalten.

Hinweis: Damit die Verlustverrechnung in der Praxis umgesetzt werden kann, benétigen Ehegatten und
Lebenspartner, die jeweils eigene Depots fiihren, eine Jahressteuerbescheinigung von ihrer Depotbank.
Die auf dieser Bescheinigung aufgefiihrten nicht ausgeglichenen Verluste kénnen dann im Rahmen der
Einkommensteuererklarung festgestellt und mit positiven Ertrdgen des Ehepartners steuersparend
verrechnet werden. Dies kann zu einer Steuergutschrift im Einkommensteuerbescheid flihren, wenn das
Geldinstitut zuvor Kapitalertragsteuer, Kirchensteuer und Soli fir die Gewinne eines Ehepartners
eingezogen hat.

ALLE STEUERZAHLER

26. Auch in der Niedrigzinsphase:
Saumniszuschlage von 12 % pro Jahr sind rechtens

Auf Druck des Bundesverfassungsgerichts hat der Steuergesetzgeber den Zinssatz fiir Nachzahlungs- und
Erstattungszinsen mittlerweile von 6 % auf 1,8 % pro Jahr abgesenkt. Bereits im Jahr 2021 hatten die
Verfassungsrichter in einer Entscheidung darauf hingewiesen, dass die Zinshdhe von 6 % pro Jahr nicht mehr
mit dem anhaltend niedrigen Zinsniveau auf dem Kapitalmarkt vereinbar ist. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat
nun entschieden, dass gegen die Hohe von Sdumniszuschlagen keine solchen verfassungsrechtlichen
Bedenken bestehen.

Hinweis: Saumniszuschlage werden bei nicht rechtzeitiger Zahlung einer félligen Steuer oder einer
zuriickzuzahlenden Steuervergitung erhoben. Fir jeden angefangenen Monat der Sdumnis berechnet
das Finanzamt einen Sdumniszuschlag von 1 % des riickstandigen Steuerbetrags, so dass Uber ein Jahr
gesehen ein Zuschlag von 12 % des Rickstands auflaufen kann. Damit fallt der Saumniszuschlag doppelt
so hoch aus wie die nach altem Zinssatz berechneten Zinsen.

Der BFH erklarte, dass sich die verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Hohe von Erstattungs- und
Nachzahlungszinsen nicht auf SAumniszuschlage Ubertragen lassen. Wahrend die Zinsen einen Ausgleich fiir
die Kapitalnutzung darstellen, sollen Sdumniszuschlage in erster Linie ein Druckmittel sein, um fallige
Steuerzahlungen durchzusetzen. Der Steuerzahler soll durch den Zuschlag zur zeitnahen Zahlung angehalten
werden.
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Daneben soll der Zuschlag auch eine Gegenleistung fir das Hinausschieben der Zahlung félliger Steuern sein
und den Verwaltungsaufwand ausgleichen, den die Finanzbehorden durch die verspateten Zahlungen haben.
Es ist damit nur ein Nebenzweck des Sdaumniszuschlags, Liquiditatsvorteile beim Steuerzahler abzuschdpfen.

Der BFH ist der Auffassung, dass die Hohe der Saumniszuschlage auch in einer Niedrigzinsphase nicht
anzupassen ist. Die Hohe von 12 % pro Jahr basiert auf der Uberlegung, dass der Steuerzahler nicht die
Méoglichkeit erhalten soll, sich durch das Hinausschieben einer félligen Steuerzahlung sozusagen ein
zinsgunstiges Darlehen selbst einzuraumen. Die Zuschlage sollten deshalb héher sein als ein Kredit auf dem
Geldmarkt. Es muss somit ein Vergleich mit den Zins-satzen fiir Kontolberziehungen gezogen werden,
deren Hohe nicht in unangemessenem Umfang von der Hohe der SGumniszuschlage abweicht.

27. Anwaltliche Vertretung vor Bundesgericht:
Bei provozierter Mandatsablehnung gibt es keinen Notanwalt

Wahrend Steuerzahler einen Rechtsstreit vor den Finanzgerichten noch selbst fihren dirfen, missen sie sich
vor dem Bundesfinanzhof (BFH) zwingend durch einen Prozessbevollméchtigen, etwa einen Steuerberater,
Wirtschaftspriifer oder Rechtsanwalt, vertreten lassen, denn hier gilt der sogenannte Vertretungszwang.

Hinweis: Die Regelung soll sicherstellen, dass Rechtsbehelfe und Rechtsmittel vor dem BFH nur von
Fachleuten eingelegt werden, die zuverlassig in der Lage sind, die Prozesssituation richtig einzuschatzen
und das Verfahren sachgerecht zu flihren. Die Vertretung ist bereits fir Prozesshandlungen
vorgeschrieben, mit denen ein Verfahren vor dem BFH lediglich eingeleitet wird.

Wer keinen Prozessbevollméachtigten fiir seine Vertretung findet, kann beim BFH die Beiordnung eines
Notanwalts beantragen. Dieser ,Rettungsanker” wir vom Gericht gewahrt, sofern die Rechtsverfolgung oder
Rechteverteidigung zumindest nicht mutwillig oder aussichtslos erscheint.

Nach einem neuen Beschluss des BFH wird einem Steuerzahler jedoch kein Notanwalt beigeordnet, wenn er
sich selbst nur halbherzig darum bemiiht hat, einen Prozessbevollmachtigten zu finden. Im zugrunde
liegenden Fall hatte ein Steuerzahler zwar zehn Anfragen an Rechtsanwélte und Steuerberater mit der Bitte
um Mandatsiibernahme gestellt, ihnen jedoch nur eine Frist von drei Arbeitstagen fiir eine Entscheidung
eingeraumt. Zudem hatte er in den E-Mails nur rudimentar dargelegt, in welcher Sache er eine
Rechtsvertretung bendtigt. Unter anderem hatte er ausgefiihrt, es solle ein ,Scheinurteil des Finanzgerichts"
angegriffen werden.

Der BFH erklarte, dass der Steuerzahler mit diesem Vorgehen kein ausreichendes Bemiihen um einen
Prozessbevollméchtigten gezeigt, sondern er die Mandatsablehnung vielmehr provoziert hatte. Ein Notanwalt
war ihm daher nicht an die Seite zu stellen, so dass er letztlich ohne Prozessbevollméchtigten blieb und den
Prozess vor dem BFH nicht fiihren konnte.

28. Altfalle bis 2014:
Auch kurze Lehrgénge ermdglichen Werbungskostenabzug fir Folgeausbildung

Kosten fir die Berufsausbildung oder fir ein Studium kdnnen nach dem Einkommensteuergesetz nur als
Werbungskosten abgezogen werden, wenn der Steuerzahler zuvor entweder bereits eine Erstausbildung
(eine Berufsausbildung oder ein Studium) abgeschlossen hat oder die Berufsausbildung oder das Studium im
Rahmen eines Dienstverhéltnisses stattfindet.
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Hinweis: Kosten fir eine erstmalige Ausbildung bzw. ein erstmaliges Studium koénnen lediglich mit
maximal 6.000 € pro Jahr als Sonderausgaben abgesetzt werden. Der Haken an dieser Abzugsvariante
ist, dass sich Sonderausgaben nur dann steuermindernd auswirken, wenn der Auszubildende bzw.
Student im gleichen Jahr auch ein Einkommen oberhalb des steuerfreien Grundfreibetrags erzielt, denn
nur wer Steuern zahlen muss, kann auch Steuern sparen. Eine Mitnahme der Kosten in spatere
(Berufs-)Jahre Uber einen Verlustvortrag, wie das bei den Werbungskosten méglich ist, akzeptiert das
Finanzamt bei Sonderausgaben nicht.

In einem neuen Urteil hat der Bundesfinanzhof (BFH) nun entschieden, dass sich die Kosten fir eine
Pilotenausbildung als Werbungskosten abziehen lassen, wenn zuvor eine Ausbildung zum Rettungshelfer
absolviert worden ist. Im zugrunde liegenden Fall hatte ein angehender Pilot wahrend seines Zivildienstes im
Jahr 2007 bei einer Feuer- und Rettungswache einen nur siebenwéchigen Lehrgang absolviert, um sich als
Rettungshelfer zu qualifizieren. Eineinhalb Jahre spater nahm er dann seine Ausbildung zum
Verkehrsflugzeugfihrer auf. Die Kosten von insgesamt 87.500 € machte er in den Jahren 2009 und 2010 als
vorweggenommene Werbungskosten geltend.

Der BFH entschied, dass die Ausbildung zum Rettungshelfer eine Erstausbildung war, so dass die
Pilotenausbildung als Zweitausbildung einen vorweggenommenen Werbungskostenabzug zulie. Die Richter
verwiesen auf die hdchstrichterliche Rechtsprechung, nach der die Hirden fir die Anerkennung von
erstmaligen Berufsausbildungen - jedenfalls in den hier relevanten Streitjahren - sehr niedrig waren und weder
ein geordneter Ausbildungsgang noch eine bestimmte Ausbildungsdauer oder ein formaler Abschluss
erforderlich waren.

Hinweis: Der Fall betrifft die alte Rechtslage bis 2014. Seit 2015 sind die Hiirden fiir die Anerkennung von
Erstausbildungen hoher, denn seither ist gesetzlich festgelegt, dass als Erstausbildung nur geordnete
Ausbildungsgange anerkannt werden, die fir mindestens zwolf Monate in Vollzeit absolviert werden und
mit einer Abschlusspriifung enden. Der Gesetzgeber will so verhindern, dass beispielsweise Taxischeine
oder Skilehrer-Lehrgange einen Werbungskostenabzug fir nachfolgende Ausbildungen eréffnen.

29. Rentenanpassung zum 01.07.2023:
Kraftiger Anstieg hat auch steuerliche Folgen

Zum 01.07.2023 steigt die Rente in Westdeutschland um 4,39 % und in den neuen Bundeslandern um 5,86 %.
Damit gilt in West und Ost erstmals ein gleich hoher Rentenwert - ein Jahr friiher als urspriinglich gesetzlich
vorgesehen.

Hinweis: Die Rentenanpassung bleibt aktuell zwar hinter der Inflation zuriick, aber das ist nur eine
Momentaufnahme, da die Renten den Lohnen folgen. Betrachtet man die Entwicklung des aktuellen
Rentenwerts im Jahresdurchschnitt in den letzten zehn Jahren, so betrdgt der Anstieg im Westen
insgesamt 26 %, im Osten sogar 40 %. Im gleichen Zeitraum sind die Preise um ,nur” 20 % gestiegen. Bei
einer Rente von 1.000 € lag die Rentenanpassung somit brutto um 63 € im Westen und um 198 € im Osten
Uber der Inflation in diesem Zeitraum. Aktuell abgeschlossene Tarifvertrage sehen durchaus beachtliche
Lohnerhdhungen vor, diese werden sich dann in der Rentenanpassung zum 01.07.2024 niederschlagen.
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Steuerlich zu beachten ist, dass reguléare Rentenerhéhungen - anders als die anfangliche Rente - in voller
Hohe steuerpflichtig sind. Je nach Jahr des Renteneintritts ergibt sich auch fir die anfangliche Rente ein
immer umfassenderer Steuerzugriff, d.h. je spater der Rentenbeginn erfolgt, desto groRer ist der
steuerpflichtige Teil der Rente: Wéhrend bei einem Renteneintritt vor 2005 noch ein steuerfreier Rentenanteil
von 50 % galt und der auf dieser Basis ermittelte steuerfreie Betrag der Jahresbruttorente in den Folgejahren
unverandert steuerfrei belassen werden konnte, kdnnen Ruhestandler mit Renteneintrittim Jahr 2023 nur noch
einen steuerfreien Anteil von 17 % beanspruchen und in die Folgejahre mitnehmen. Werim Jahr 2040 in Rente
geht, muss seine Rente schlief3lich sogar zu 100 % versteuern. Steuerlich entlastend wirkt es sich aber auch
fur Rentner aus, dass der steuerfreie Grundfreibetrag jahrlich angehoben wird (2023: Anhebung von 10.347 €
auf 10.908 €).

30. Festsetzungsfrist:
Entstehung der Schenkungsteuer bei , mittelbaren Grundstiicksschenkungen*

Haben Sie schon einmal von einer ,mittelbaren Grundstlicksschenkung* gehort? Dabei wird kein Grundstiick
verschenkt, sondern stellt der Schenker dem Beschenkten einen Geldbetrag zur Verfiigung, damit der
Beschenkte ein bestimmtes Grundstiick kaufen oder auch bebauen kann. Dieser Vorgang ist
schenkungsteuerpflichtig. Im Sachverhalt stellte sich die Frage, wann die Festsetzungsfrist fir die
Schenkungsteuer beginnt. Das Finanzgericht Minster (FG) musste entscheiden, ob hierfir bereits die
Anzeige der Schenkung oder erst die Abgabe der Schenkungsteuererklarung ausschlaggebend ist.

Der Klager bekam im Jahr 2014 4 Mio. € geschenkt. Die Schenkung erfolgte unter der Auflage der Einbringung
des Betrags in die Gesellschaft des Klagers und des Erwerbs eines bestimmten Grundstiicks. Der Klager
zeigte die Schenkung am 17.12.2014 an. Die Schenkungsteuererklarung gab er am 26.02.2015 ab. Gegen
die Besteuerung der Barschenkung legte der Klager Einspruch ein, da die Schenkung unter der Auflage eines
Grundstlickskaufs erfolgt sei. Mit Bescheid vom 12.11.2019 setzte das Finanzamt dann Schenkungsteuer in
unstrittiger Hohe fest. Nach Ansicht des Klagers war jedoch die Festsetzungsfrist bereits abgelaufen.

Das FG hat die Klage als unbegriindet abgewiesen. Die Festsetzungsfrist fur die Schenkungsteuer betrage
vier Jahre. Im Streitfall sei die Schenkung mit Zahlung des félligen Kaufpreises fir das Grundstiick am
31.12.2014 erfolgt, da erst zu diesem Zeitpunkt die Schenkungsauflage erflllt gewesen sei (mittelbare
Schenkung). Die Festsetzungsfrist beginne, wenn eine Steuererklarung einzureichen oder eine Anzeige zu
erstatten sei, mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Steuererklarung eingereicht (hier: 2015) oder die
Anzeige erstattet (hier: 2014) worden sei. Die bloRe Erstattung der Schenkungsanzeige fuhre aber noch
nicht zu einer endgiltigen Beendigung der Anlaufhemmung, wenn daraufhin das Finanzamt die
Abgabe einer Schenkungsteuererklarung fordere. Die Anlaufhemmung habe im Streitfall somit erst mit
Ablauf des Jahres 2015 geendet, weil am 26.02.2015 die Steuererklarung eingereicht worden sei. Der
angefochtene Schenkungsteuerbescheid vom 12.11.2019 sei daher noch innerhalb der vierjahrigen
Festsetzungsfrist

erlassen worden. Die Anzeige der Schenkung und die Einreichung der Steuererklarung seien zwei
gleichrangige Handlungspflichten. Denn wenn das Finanzamt nach Erstattung der Anzeige zur Einreichung
einer Steuererklarung auffordere, rechtfertige sich eine (weitere) Anlaufhemmung aufgrund der
unterschiedlichen Zwecksetzungen.

Hinweis: Sie méchten mehr tber eine ,mittelbare Schenkung“ wissen? Wir beraten Sie gerne.
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31. VeraulRerungsgewinn:
Kann man ein ausgeubtes Wahlrecht immer wieder a&ndern?

Wird ein VerauRerungsgewinn erzielt, ist dieser in der Regel der Einkommensteuer zu unterwerfen. Bei
einigen VerauRBerungsgewinnen, zum Beispiel bei VerauRerung einer Beteiligung, kann der Steuerpflichtige
die Anwendung eines ermafigten Steuersatzes beantragen. Hierflir muss er beim Finanzamt einen Antrag
stellen, dass er dieses Wahlrecht auf ermaRigte Besteuerung ausiiben méchte. Das Finanzgericht Koln (FG)
musste daruber entscheiden, ob dieser Antrag spater wieder zuriickgenommen werden kann.

Im Streitfall wurden die Klager im Jahr 2007 zusammen veranlagt. Der Erstbescheid wurde am 14.05.2009
erlassen. In der Folgezeit wurde nach Erlass eines geanderten Bescheids ein Antrag auf ermafigte
Besteuerung eines VerauRerungsgewinns aus der Beteiligung an einer KG gestellt. Das Finanzamt entsprach
diesem Antrag. Im Rahmen einer AuBenprifung bei der KG wurde ein niedrigerer als zuvor angegebener
VerauRerungsgewinn festgestellt. Das Finanzamt erliel aufgrund dieser neuen Tatsache einen gednderten
Bescheid. Daraufhin teilten die Klager mit, dass sie den Antrag auf ermaRigte Besteuerung zurlickndhmen.
Das Finanzamt lehnte die Ricknahme aber ab.

Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG war nur teilweise erfolgreich. Der Hauptantrag, namlich die
Riucknahme des Antrags auf Anwendung des ermaRigten Steuersatzes, war nicht erfolgreich. Es bestiinde
kein Anspruch auf die nachtragliche Nichtberlcksichtigung. Zwar sei der Antrag grundséatzlich frei
widerruflich, jedoch sei dies im Streitfall erst nach der Bestandskraft des Bescheids erfolgt. Das Wahlrecht an
sich sei auch nicht Gegenstand des geanderten Grundlagenbescheids gewesen. Eine Anderung des Antrags-
oder Wahlrechts sei nicht moglich, wenn deren Auswirkungen tiber den abgesteckten Anderungsrahmen
hinausgingen. Daran andere auch die Tatsache nichts, dass der VerauRerungsgewinn Gegenstand des
Grundlagenbescheids und der Grund der Anderung gewesen sei.

Jedoch sei dem Hilfsantrag der Klager, im Nachhinein eine getrennte Veranlagung vorzunehmen, zu
entsprechen. Es seien jedoch die Besteuerungsgrundlagen wie im zuletzt erlassenen Bescheid anzusetzen.

Hinweis: Vor der Austibung eines Wabhlrechts sollte immer genau tberlegt werden, ob man dies wirklich
will. Wir erlautern Ihnen gern die steuerlichen Konsequenzen von Wahlrechten.

32. Heilbehandlungskosten:
Koénnen Beitrage fur das Fitnessstudio aul3ergewthnliche Belastungen sein?

Wenn Sie krank sind, kénnen unter bestimmten Umstanden Ihre Kosten zur Linderung und Heilung der
Krankheit im Rahmen der Einkommensteuererklarung steuermindernd bertcksichtigt werden. Welche
Kosten konkret beriicksichtigt werden kénnen, hangt vom Einzelfall ab. Im vorliegenden Sachverhalt wurde
der Klagerin ein Funktionstraining vom Arzt verschrieben, welches sie in einem Fitnessstudio durchfiihrte.
Das Finanzgericht Niedersachsen (FG) musste nun entscheiden, ob die Fitnessstudiobeitrage vom
Finanzamt zu Recht nicht beriicksichtigt wurden.

Die Klagerin ist behindert. Der Grad der Behinderung betragt 30. Zur Behandlung ihrer zunehmend
schmerzhaften Bewegungseinschrankungen wurde der Klagerin vom Arzt ein Funktionstraining in Form von
Wassergymnastik verordnet. Die Krankenkasse tbernahm fir die Dauer von einem Jahr die Kosten fiir ein
wochentliches Training. Zunachst fihrte die Klagerin die Kurse in einem Verein durch, entschied sich dann
aber fir ein Fitnessstudio, welches naher an ihrem Wohnort lag. Die dortigen Kurse wurden von qualifizierten
Ubungsleitern durchgefiihrt.
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Allerdings musste die Klagerin Mitglied im Fitnessstudio sein, um an den Kursen teilnehmen zu kénnen.
Neben der Teilnahme am Funktionstraining beinhaltete der Mitgliedsbeitrag fiir das entsprechende Modul
noch die Saunanutzung sowie weitere Aqua-Fitnesskurse. Die Klagerin machte vergeblich ihre Gesamtkosten
(Reha-Funktionstraining Verein, Beitrag Fitnessstudio, Fahrtkosten) als auf3ergewthnliche Belastungen
geltend.

Die dagegen gerichtete Klage vor dem FG war nur zum Teil erfolgreich. Die Mitgliedsbeitrage fiir das
Fitnessstudio seien keine auRergewdhnlichen Belastungen, wenn mit ihnen auch Leistungen abgegolten
wirden, die nicht nur von Kranken, sondern auch von Gesunden in Anspruch genommen wirden, um die
Gesundheit zu erhalten, das Wohlbefinden zu steigern oder die Freizeit sinnvoll zu gestalten. Diesen
Mitgliedsbeitrdgen mangele es an der Zwangslaufigkeit, da die Klagerin die Kurse auch woanders hatte
absolvieren kénnen. Etwas anderes gelte fur die Mitgliedsbeitréage fur den die &rztlich verordneten Kurse
durchfihrenden Reha-Verein. Bei ihnen handle es sich um zwangslaufige Heilbehandlungskosten, die als
auRergewodhnliche Belastungen berlicksichtigungsféhig seien. Die Aufwendungen fiir die Fahrten zum
Fitnessstudio, die ausschlieRlich im Zusammenhang mit der Durchfiihrung der arztlich verordneten Kurse
anfielen, teilen dieses Schicksal und sind nach Ansicht des FG ebenfalls zum Abzug zuzulassen.

33. Ubungsleiter- und Ehrenamtspauschale:
Tatigkeit in Impf- und Testzentren ist beglnstigt

Im Kampf gegen die Corona-Pandemie haben sich viele ehrenamtliche Helfer nebenberuflich in Impfzentren
und mobilen Teams engagiert. Personen, die in diesem Zusammenhang im Impfbereich tatig waren, kénnen
fur ihre daraus erzielten Einnahmen in den Steuerjahren 2020 bis einschlieBlich 2023 die
Ubungsleiterpauschale beanspruchen. Sie betragt in den Jahren 2021, 2022 und 2023 je 3.000 € (2020:
2.400 €). Bis zu diesem Betrag bleiben alle Einkiinfte aus dem nebenberuflichen Engagement steuerfrei.
Erfasst werden alle Téatigkeiten in unmittelbarem Zusammenhang mit der Impfung, so etwa auch zur Vor- und
Nachbereitung der Impfungen, der Registrierung der zu impfenden Personen, der Aufbereitung des Impfstoffs,
der Dokumentation der Impfungen und der Uberwachung der geimpften Personen.

Wer nebenberuflich in der Verwaltung oder Organisation von Impfzentren gearbeitet hat (z.B. in der
Impfzentrenleitung oder im Sicherheitsmanagement), kann die Ehrenamtspauschale von 840 € jahrlich
(2020: 720 €) abziehen.

Die vorgenannten Abzugsgrundséatze gelten analog auch fir eine in den Jahren 2020 bis 2023 ausgelbte
nebenberufliche Tatigkeit in Corona-Testzentren: Wer hier bei der Durchfihrung der Tests oder bei deren
Vor- und Nachbereitung (z.B. Personenregistrierung, Dokumentation) geholfen hat, kann die
Ubungsleiterpauschale beanspruchen, fiir andere Tatigkeiten kann gegebenenfalls die Ehrenamtspauschale
in Betracht kommen.
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34. Tempo-Check des Steuerzahlerbundes:
Bearbeitungszeiten der Finanzamter verlangern sich

Wie schnell wird in den Amtsstuben deutscher Finanzamter gearbeitet? Dieser Frage geht der Bund der
Steuerzahler (BdSt) regelméafiig in seinem Tempo-Check nach. Fiir die neue statistische Auswertung hat der
BdSt diesmal alle Steuererklarungen fir das Jahr 2021 in den Blick genommen, die bis zum 31.12.2022
eingereicht worden waren. Dabei féllt auf: In allen Bundeslandern hat sich die Bearbeitungszeit im Vergleich
zum Vorjahr verlangert.

Nach wie vor wird in Berlin am schnellsten gearbeitet, das Bundesland belegte zum sechsten Mal in Folge den
Spitzenplatz. Im Schnitt muss man hier 40 Tage auf seinen Steuerbescheid warten (allerdings auch sieben
Tage langer als im Vorjahr). Mit 40,1 Tagen sicherte sich Hamburg erneut den zweiten Platz.

Die meiste Geduld mussten Birger in Bremen aufbringen. Dort brauchte es von der Abgabe der
Einkommensteuererklarung bis zum fertigen Steuerbescheid im Durchschnitt rund 62 Tage. Zum Vergleich:
Beim Vorjahres-Check (fiir das Steuerjahr 2020) war Brandenburg mit einer Bearbeitungszeit von ,nur* 48
Tagen schon das Schlusslicht. Nun liegen sogar neun Bundeslander bei mehr als 48 Tagen Bearbeitungszeit.
Keine konkreten Zahlen waren erneut aus Nordrhein-Westfalen zu erfahren. Das Land teilte nur mit, dass es
»Zwischen zwei Wochen und sechs Monaten* brauche, um Steuererklarungen zu bearbeiten.

Hinweis: Im Schnitt wurden in den Bundeslandern zwischen 13% und 22% der
Einkommensteuererklarungen automatisch von den Rechnern der Finanzverwaltung erledigt (sogenannte
Autofall-Quote). Die deutlichste Verbesserung bei der automatisierten Fallfreigabe wiesen Bayern und
Berlin auf: Beide Lander steigerten ihre Quote um jeweils knapp sechs Prozentpunkte. Wird eine Erklarung
automatisch bearbeitet, erhalten die Steuerzahler ihre Bescheide schon nach zehn bis 14 Tagen.

35. Energiepreispauschale:
So kommen Studenten und Azubis an die Einmalzahlung

Um die gestiegenen Kosten fir Heizung, Strom und Lebensmittel abzufedern, erhalten Studenten,
Auszubildende und (Berufs-)Fachschiler eine Energiepreispauschale von 200 €. Die Grundlage hierfir
bildet das ,Studierenden-Energiepreispauschalengesetz (EPPSG)“. Um an das Geld zu gelangen, missen die
Antragsteller einen Online-Antrag unter www.einmalzahlung200.de stellen. Die Beantragung ist bis zum
30.09.2023 mdoglich.

Einen Anspruch haben rund drei Millionen Studierende an deutschen Hochschulen und rund 450.000 Schiiler
von Fachschul- und Berufsfachschulklassen mit dem Ziel eines mindestens zweijahrigen
berufsqualifizierenden Abschlusses in Deutschland. Studierende im dualen Studium, Teilzeitstudium und
Promotionsstudium sind ebenfalls anspruchsberechtigt.

Zum Stichtag 01.12.2022 muss eine Immatrikulation oder Anmeldung an einer Ausbildungsstatte vorgelegen
haben. Zudem missen die Fachschiler, Studierenden und Auszubildenden ihren Wohnsitz oder
gewohnlichen Aufenthalt in Deutschland nachweisen kénnen. Auch ausléndische Studierende, auf die dies
zutrifft, kommen fr den Energiebonus in Frage.

Um an das Geld zu gelangen, sind jedoch einige birokratische Hiirden zu meistern: Fiir den Antrag ist ein
sogenanntes BundID-Konto erforderlich. Es dient dem Identitatsnachweis und kann auf drei verschiedenen
Wegen eingerichtet werden:
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o Mit einem Online-ldentitatsnachweis: Hierfiir muss die offizielle ,AusweisApp2“ des Bundes auf dem
Smartphone installiert werden.

e Mit einem persdnlichen Elster-Zertifikat: Wurde ein solches fiir die elektronische Steuererklarung schon
einmal genutzt, ist das der schnellste Weg, um an die BundID zu gelangen.

e Uber eine Registrierung mit Nutzername und Passwort, bei der verschiedene personliche Daten
angegeben werden missen. Umsténdlich bei dieser Registrierung ist, dass noch zusétzlich eine PIN zur
Freischaltung des BundID-Kontos (ber die Ausbildungsstatte unter Vorlage eines Lichtbildausweises
bezogen werden muss.

Fur den eigentlichen Antrag auf die Pauschale wird zudem ein Zugangscode der Ausbildungsstétte benétigt.

Dieser dient neben der personlichen Identifikation als Bestatigung dafir, dass der Anspruch auf die Pauschale

besteht. Besagter Zugangscode wird von der Ausbildungsstétte automatisch ausgestellt und muss nicht erfragt

werden.

Hinweis: Die Einmalzahlung ist steuer- und sozialversicherungsfrei und wird auch nicht auf
einkommensabhéangige (Sozial-)Leistungen angerechnet. Auch BAfoG-Empfanger miussen die
Einmalzahlung beantragen, denn sie wird ihnen nicht automatisch ausgezahit.

36. VorstoR in NRW:
Neues Landesfinanzkriminalamt

Die Steuerfahndung in Nordrhein-Westfalen stellt sich neu auf: Um ,groBe Fische* im Bereich von
Steuerkriminalitat und Cybercrime zu fangen und bei der Geldwaschebekampfung mitzuwirken, ruft NRW ein
neues Landesfinanzkriminalamt (LFK) ins Leben. Die neue Institution tritt organisatorisch neben die bisherigen
Finanzamter fir Steuerstrafsachen und Steuerfahndung (STRAFA-FA). Man verspricht sich von diesem Schritt
eine Bindelung von Know-how und Ressourcen sowie ein effektiveres Durchgreifen bei Ermittlungen.
Gleichzeitig sollen die Arbeitsprozesse und die Ermittlungsarbeit in den STRAFA-FA entlastet werden. Damit
ahnelt die neue Struktur der bereits existierenden Arbeitsaufteilung zwischen Landeskriminalamt und lokalen
Polizeibehdrden.

Teil des neuen Landesfinanzkriminalamts sollen Ermittler aus der Steuerverwaltung werden, die bisher in der
ressortiibergreifenden Taskforce zur Bekdmpfung von Finanzierungsquellen organisierter Kriminalitat und
Terrorismus tétig sind. Ebenso integriert werden die Sondereinheiten der Steueraufsicht (ARES) und die
Zentralstelle Umsatzsteuerbetrugsbekampfung (ZEUS). In die neue Zustandigkeit des LFK fallen kiinftig auch
die zentrale Bearbeitung von Cum-ex-Fallen, Kryptowdhrungen, die Bekdmpfung von Cybercrime, die
Bekampfung von Umsatzsteuerbetrug und die Sanktionsdurchsetzung sowie deliktsiibergreifende organisierte
Kriminalitatsphanomene wie beispielsweise das ,Hawala-Banking®, bei dem Finanzstrdme durch anonyme
Bargeldtransaktionen verborgen werden.

Hinweis: Mit der Grindung des LFK reagiert die Steuerverwaltung NRW auf die immer komplexer

werdenden Formen der Steuerhinterziehung wie beispielsweise Umsatzsteuerkarusselle oder Cum-ex-
Falle. Das neue Amt soll konsequent dem Ermittlungsgrundsatz ,Follow the Money* folgen.
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TREUCONDA MAYRHOFER-GRIMM

Treuhand- und Wirtschaftsberarungsgesellschaft vereidigter Buchpriifer
mbH Steuerberarungsgesellschaft Steuerberater

STEUERTERMINE

Juni 2023 Juli 2023 August 2023

12.06. (*15.06.) 10.07. (*13.07.) 10.08. (*14.08.)
Umsatzsteuer Umsatzsteuer Umsatzsteuer
(Monatszahler) (Monats-/Quartalszahler) (Monatszahler)

Lohnsteuer mit SolZ u. KiSt Lohnsteuer mit SolZ u. KiSt Lohnsteuer mit SolZ u. KiSt
(Monatszahler) (Monats-/Quartalszahler) (Monatszahler)
Einkommensteuer mit SolZ u.

KiSt

(Vorauszahlung)

Korperschaftsteuer mit SolZ
(Vorauszahlung)

15.08. (*18.08.)

Gewerbesteuer
Grundsteuer
28.06. 27.07. 29.08.
Sozialversicherungsbeitrage Sozialversicherungsbeitrage Sozialversicherungsbeitrage

*) Letzter Tag der Zahlungsschonfrist, nicht fur Bar- und Scheckzahler. Zahlungen mit Scheck erst drei Tage
nach dessen Eingang bewirkt.

Alle Beitrage sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung kann trotz sorgfaltiger Bearbeitung
nicht ibernommen werden. Zu den behandelten Themen wird gerne weitere Auskunft erteilt.

-28 -



	UNTERNEHMER
	1. Übergang der Steuerschuldnerschaft im Dreiecksgeschäft: Keine rückwirkende Berichtigung bei fehlendem Hinweis
	2. Online-Plattformen und Mehrwertsteuer: Wer erbringt an wen die Dienstleistung?

	STEUERTERMINE

